
Tacheles in Kriegszeiten, der Staat zeigt 
seine Instrumente: Das Signal, das die-
ser Kongress aussenden sollte, schien 
unerwünscht – so wurde er von obers-

ter Stelle kurzerhand verboten. Unter dem Titel 
»Wir klagen an« war in Berlin ein Tribunal gegen
die deutsche Mittäterschaft an den israelischen
Kriegsverbrechen in Gaza geplant. Doch kaum
fielen die ersten kritischen Worte, zogen die Be-
hörden der Veranstaltung, die vom 12. bis 14. April 
2024 mit ihrem Programm vor Ort ein deutliches
Zeichen der Solidarität mit der notleidenden pa-
lästinensischen Bevölkerung setzen wollte, un-
ter Vorwänden, aber ohne gesetzliche Grundlage
buchstäblich den Stecker. Zuvor waren in sozialen
Medien bereits Fotos von Polizisten verbreitet
worden, die sich zu Dutzenden in Kampfmontur
im Saal aufgestellt, Besucher drangsaliert und
reihenweise nicht akkreditierte, dem Treffen au-
genscheinlich feindlich gesinnte Journalisten hi-
neingeleitet hatten  – gegen alle vorherigen Ab-
sprachen mit dem Veranstalter, der gleichzeitig
eine drastisch eingeschränkte Teilnehmerzahl
hinnehmen musste. Zudem verhängten die Aus-
länderbehörden wegen unerwünschter politischer

Betätigung de facto Einreiseverbote gegen zwei 
Referenten, den britisch-palästinensischen Chirur-
gen und Rektor der University of Glasgow Ghas-
san Abu Sitta und den Kandidaten zur EU-Wahl 
Yanis Varoufakis.

Bereits im Vorfeld wurden den Organisatoren 
allerhand Steine in den Weg gelegt: Ein wochen-
langes politisches und mediales Kesseltreiben 
gegen diesen als Versammlung der »Israel- und 
Judenhasser« denunzierten Kongress hatte sie 
zu einem absurden Versteckspiel gezwungen. So 
wurde der Versammlungsort erst kurz vor Be-
ginn bekannt gegeben. Die Sparkasse sperrte 
einem der Veranstalter, der »Jüdischen Stimme 
für gerechten Frieden in Nahost«, im Vorfeld das 
Konto; auf diesem Weg konnten keine Spenden 
zur Unterstützung des Kongresses mehr einge-
worben werden. Eine denkwürdige Maßnahme 
gegen Juden im Land der Täter.

So ging an jenem Freitag ein ganz anderes 
Signal von der Hauptstadt aus: Will der Staat 
nicht genehme Meinungen unterdrücken, können 
die Grundrechte auf Meinungs-, Organisations- 
und Versammlungsfreiheit hierzulande jederzeit 
nach Belieben außer Kraft gesetzt werden. In 

Zeiten, in denen Deutschland auf allen Ebe-
nen »kriegstüchtig« gemacht werden soll, nimmt 
das Agieren gegen fortschrittliche oppositionelle 
Stimmen neue, deutlich rabiatere Formen an. 
In diesem Sinne markieren die Ereignisse des 
12. April einen vorläufigen Höhepunkt in Sa-
chen Demokratieabbau. Im Zweifelsfall, so die
Botschaft, ist der politische Wille entscheidend,
nicht die Rechtslage, ein machtgeschützter Zu-
stand der Willkür, eine Etappe auf dem direkten
Weg in den Polizeistaat. Das alles ist Teil einer
allgemeinen Tendenz zum reaktionären Staats-
umbau, längst geht die Debatte um Grundsätzli-
cheres, um die Aufhebung des Streikrechts etwa,
eine Erweiterung der Kompetenzen des Inlands-
geheimdienstes und der Polizeibehörden, auch
eine Neuauflage der Berufsverbote wird disku-
tiert und in Teilen – siehe Brandenburg – bereits
umgesetzt.

Dagegen gilt es anzugehen, bevor es zu spät 
ist! Beunruhigend, dass sich in der Öffentlichkeit, 
und insbesondere von seiten der Gewerkschaf-
ten, so wenig Widerstand gegen solche antide-
mokratischen Entwicklungen regt. Erschreckend, 
wenn diese sich – wie im Fall des DJU-Landesge-

schäftsführers Berlin-Brandenburg am 12. April – 
gegen die Grundrechte sogar zu Handlangern der 
Staatsmacht machen.

Die junge Welt als Medienpartnerin der Veran-
staltung (und als kritisches Medium selbst Ziel 
staatlicher Attacken) ist nicht bereit, sich dem 
staatlichen Diktat zu unterwerfen und diese dras-
tische Form von Einschränkung der Meinungs-
freiheit hinzunehmen. Redaktion und Verlag ha-
ben sich daher entschlossen, mit dieser Beilage 
wesentliche Inhalte des Palästina-Kongresses ver-
fügbar zu machen. Namentlich gekennzeichnete 
Artikel in junge Welt geben nicht in jedem Fall 
die Meinung der Redaktion wieder, das gilt auch 
für die Texte in der vorliegenden Dokumentation. 
Einzelne Aussagen darin stehen sogar quer zur 
Blattlinie. Dennoch veröffentlichen wir sie, um 
zu verhindern, dass der Staat mit seinen Zwangs-
maßnahmen sein Ziel erreicht, indem wir der 
Öffentlichkeit die Möglichkeit geben, sich mit 
den vorgetragenen Argumenten auseinanderzu-
setzen. Das Verfügbarmachen verschwiegender 
oder unterdrückter Informationen, Anliegen oder 
Positionen sehen wir als Hauptaufgabe dieser 
Tageszeitung.

Grundrechte verteidigen!
Palästina-Kongress: junge Welt dokumentiert Beiträge der behördlich verbotenen Veranstaltung 
in Berlin. Von Verlag und Redaktion

Versammlungsfreiheit mit Füßen getreten: Polizisten im Veranstaltungssaal nach Auflösung des Berliner Palästina-Kongresses (12.4.2024)

»Warum müssen wir über Palästina reden?« Von Yanis Varoufakis n Seiten 2/3
»Ist Deutschland mitschuldig an einem Völkermord in Gaza?« Von Noura Erakat n Seiten 8/9
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Freunde, herzlichen Glück-
wunsch und herzlichen Dank, 
dass ihr hier seid, trotz der Dro-
hungen, trotz der gepanzerten 

Polizei vor dem Veranstaltungsort, trotz 
des Aufgebots der deutschen Presse, trotz 
des deutschen Staates, trotz des deutschen 
politischen Systems, das euch verteufelt, 
weil ihr hier seid.

»Warum ein Palästina-Kongress, Herr
Varoufakis?«, fragte mich kürzlich ein 
deutscher Journalist. Ich antworte mit 
Hanan Aschrawi: »Wir können uns nicht 
darauf verlassen, dass die zum Schwei-
gen gebrachten Menschen uns von ih-
rem Leid berichten.« Heute ist Aschra-
wis Begründung traurigerweise bestätigt 
und verstärkt worden: Weil wir uns nicht 
darauf verlassen können, dass die zum 
Schweigen Gebrachten, die Massakrier-
ten und Hungernden uns von den Massa-
kern und dem Hungertod berichten. Aber 
es gibt noch einen anderen Grund für 
den Palästina-Kongress: Weil anständige 
Menschen, die Deutschen, dazu gebracht 
werden, einen gefährlichen Weg Richtung 
herzloser Gesellschaft zu beschreiten, in-
dem ein weiterer Völkermord im Namen 
dieses Landes und in seiner Mitschuld 
verübt wird.

Ich bin weder Jude noch Palästinenser. 
Aber ich bin unglaublich stolz, hier unter 
Juden und Palästinensern zu sein – meine 
Stimme für Frieden und universelle Men-
schenrechte mit den jüdischen Stimmen 
für Frieden und universelle Menschen-
rechte zu vereinen – zusammen mit den 
palästinensischen Stimmen für Frieden 
und universelle Menschenrechte. Dass 
wir heute hier zusammen sind, ist der 
Beweis dafür, dass Koexistenz nicht nur 
möglich ist, sondern dass sie bereits statt-
findet. Schon jetzt.

»Warum kein jüdischer Kongress, Herr
Varoufakis?«, fragte mich derselbe deut-
sche Journalist, der sich wohl einbildete, 
schlau zu sein. Ich hatte nichts gegen sei-
ne Frage. Denn wenn auch nur eine ein-
zige Jüdin oder ein einziger Jude bedroht 
wird, nur weil sie oder er Jude ist, werde 
ich den Davidstern an meinem Revers 

tragen und unbedingt meine Solidarität 
anbieten. Um es noch deutlicher zu sagen: 
Wenn Juden irgendwo auf der Welt ange-
griffen werden, wäre ich der erste, der sich 
für einen jüdischen Kongress einsetzen 
würde, um unsere Solidarität zu bekun-
den. Ebenso wenn Palästinenserinnen 
und Palästinenser massakriert werden, 
weil sie Palästinenserinnen und Palästi-
nenser sind – nach dem Dogma, dass sie 
Hamas gewesen sein müssen, wenn sie 
jetzt tot sind – werde ich meine Kufija tra-
gen und meine Solidarität bekunden, kos-
te es, was es wolle. Die universellen Men-
schenrechte sind entweder universell oder 
sie bedeuten nichts. In diesem Sinne habe 
ich die Frage des deutschen Journalisten 
mit ein paar eigenen Fragen beantwortet:

Werden zwei Millionen israelische Ju-
den, die vor 80 Jahren aus ihren Häusern 
in ein Freiluftgefängnis geworfen wurden, 
immer noch in diesem Freiluftgefängnis 
gehalten, ohne Zugang zur Außenwelt, 
mit minimaler Nahrung und Wasser, oh-
ne Chance auf ein normales Leben, oh-
ne Möglichkeit, irgendwohin zu reisen, 
und werden sie seit 80 Jahren regelmäßig 
bombardiert? – Nein.

Werden israelische Juden absichtlich 
von einer Besatzungsarmee ausgehungert, 
während sich ihre Kinder auf dem Boden 
winden und vor Hunger schreien? – Nein.

Gibt es Tausende von jüdischen ver-
letzten Kindern ohne überlebende Eltern, 
die durch die Trümmer ihrer ehemaligen 
Häuser kriechen? – Nein.

Werden israelische Juden heute von 
den modernsten Flugzeugen und Bomben 
der Welt bombardiert? – Nein.

Erleben die israelischen Juden einen 
kompletten Ökozid auf dem bisschen 
Land, das sie noch ihr eigen nennen kön-
nen, wo es keinen einzigen Baum mehr 
gibt, unter dem sie Schatten suchen oder 
dessen Früchte sie essen können? – Nein.

Werden heute israelische, jüdische Kin-
der auf Befehl eines UN-Mitgliedsstaates 
von Scharfschützen getötet? – Nein.

Werden israelische Juden heute von 
bewaffneten Banden aus ihren Häusern 
vertrieben? – Nein.

Kämpft Israel heute um seine Exis-
tenz? – Nein.

Wenn die Antwort auf eine dieser Fra-
gen ja wäre, würde ich heute an einem jü-
dischen Solidaritätskongress teilnehmen.

Freunde, heute hätten wir gerne mit 
Menschen, die anders denken als wir, 
eine anständige, demokratische und von 
gegenseitigem Respekt geprägte Debat-
te darüber geführt, wie wir Frieden und 
universelle Menschenrechte für alle Men-
schen, Juden und Palästinenser, Bedu-
inen und Christen vom Jordan bis zum 
Mittelmeer erreichen können. Leider hat 
das gesamte deutsche politische System 
beschlossen, das nicht zuzulassen. In ei-
ner gemeinsamen Erklärung haben sich 
nicht nur die CDU/CSU oder die FDP, 
sondern auch die SPD, die Grünen und 
bemerkenswerterweise zwei Vorsitzende 
der Partei Die Linke zusammengetan, 
um sicherzustellen, dass eine solche zi-
vilisierte Debatte, bei der man durchaus 
unterschiedlicher Meinung sein kann, in 
Deutschland niemals stattfinden wird.

Ich sage ihnen: Ihr wollt uns zum 
Schweigen bringen. Uns verbieten. Uns 
dämonisieren. Uns anklagen. Deshalb 
lasst ihr uns keine andere Wahl, als euren 
Anschuldigungen mit unseren Anschul-
digungen zu begegnen. Ihr habt euch das 
ausgesucht. Nicht wir.

Ihr beschuldigt uns des antisemitischen 
Hasses. Wir werfen euch vor, die besten 
Freunde der Antisemiten zu sein, indem 
ihr das Recht Israels, Kriegsverbrechen zu 
begehen, mit dem Verteidigungsrecht der 
israelischen Juden gleichsetzt.

Ihr beschuldigt uns, den Terrorismus 
zu unterstützen. Wir werfen euch vor, le-
gitimen Widerstand gegen einen Apart-
heidstaat mit Greueltaten gegen Zivilisten 
gleichzusetzen. Greueltaten, die ich im-
mer verurteilt habe und verurteilen wer-
de, egal wer sie begeht  – Palästinenser, 
jüdische Siedler, meine eigene Familie, 
wer auch immer. Wir werfen euch vor, 
dass ihr die Pflicht der Menschen in Gaza 
nicht anerkennt, die Mauer des offenen 
Gefängnisses einzureißen, in dem sie seit 
80 Jahren eingeschlossen sind, und dass 

ihr diesen Akt des Einreißens der Schand-
mauer – die genauso wenig zu verteidigen 
ist wie die Berliner Mauer – mit Terrorak-
ten gleichsetzt.

Ihr werft uns vor, den Terror der Ha-
mas am 7. Oktober zu bagatellisieren. Wir 
werfen euch vor, die 80 Jahre andauern-
de ethnische Säuberung der Palästinen-
ser durch Israel und die Errichtung eines 
gepanzerten Apartheidsystems in Israel/
Palästina zu verharmlosen. Wir werfen 
euch vor zu verharmlosen, dass Netanja-
hu über Jahre die Hamas unterstützt hat, 
um die Zweistaatenlösung, die ihr angeb-
lich befürwortet, zu sabotieren. Wir wer-
fen euch vor, den beispiellosen Terror der 
israelischen Armee gegen die Menschen 
in Gaza, im Westjordanland und im Osten 
Jerusalems zu verharmlosen.

Ihr werft uns, den Organisatoren des 
heutigen Kongresses vor, dass wir, ich 
zitiere, »nicht daran interessiert sind, vor 
dem Hintergrund des Krieges in Gaza 
über Möglichkeiten des friedlichen Zu-
sammenlebens im Nahen Osten zu spre-
chen«. Ist das euer Ernst? Habt ihr den 
Verstand verloren?

Wir beschuldigen euch, einen deut-
schen Staat zu unterstützen, der nach den 
USA der größte Waffenlieferant der Ne-
tanjahu-Regierung ist, die damit Palästi-
nenserinnen und Palästinenser massakrie-
ren will, um eine Zweistaatenlösung und 
ein friedliches Zusammenleben zwischen 
Juden und Palästinensern unmöglich zu 
machen.

Wir werfen euch vor, dass ihr nie die 
Frage beantwortet, die jeder Deutsche 
beantworten muss: Wieviel palästinen-
sisches Blut muss noch fließen, bevor 
euer  – berechtigtes  – Schuldgefühl für 
den Holocaust weggewaschen ist?

Um es klar zu sagen: Wir sind hier in 
Berlin mit unserem Palästina-Kongress, 
weil wir im Gegensatz zum deutschen 
politischen System und den deutschen 
Medien Völkermord und Kriegsverbre-
chen verurteilen, unabhängig davon, wer 
sie verübt. Weil wir die Apartheid im 
Land Israel/Palästina ablehnen, egal wer 
die Oberhand hat – genauso wie wir die 

Warum müssen wir über 
Palästina reden?
Lügen und Legenden rund um Israels Waffengang in Gaza. Von Yanis Varoufakis
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Finanzminister der Syri-
za-Regierung und wurde 
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der Troika international 
bekannt. Er ist Gründer 
und Vorsitzender der 
paneuropäischen linken 
Bewegung DiEM25, für 
deren griechische Sek-
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Naher Osten

Abweichende Meinungen zum 
Israel-Gaza-Krieg

Am 7.10.23 startet die Hamas einen Angriff auf Israel, und diesmal gelingt ihr ein blutiger 
Anschlag auf das ansonsten von allen israelisch-palästinensischen Feindseligkeiten erfolg-
reich abgeschirmte Kernland in etwas ungewohnter Dimension. Die ersten tiefschürfenden 
Analysen reichen von „Absolut unprovozierter Terror!“ bis zu „Das musste ja irgendwann so 
kommen!“, ergänzt um die bangen bis hoffnungsfrohen Erwartungen eines gewaltigen israeli-
schen Gegenschlages und Fragen nach den „Perspektiven für die Annäherung zwischen  Israel 
und den arabischen Staaten“, aus der die Palästinenserfrage doch so gründlich getilgt wor-
den ist. Da bleibt freilich kein Platz für die Frage, warum es die „Sache der  Palästinenser“ 
so und nur so: als periodischen Terror gegen Israel gibt. Diese Erklärung findet sich im 
 GEGENSTANDPUNKT-Artikel ‚Gaza-Krieg 2014: Israels Kampf um die Einstaatenlösung‘.

Wie jedes Mal beweist die deutsche Öffentlichkeit auch bei der jüngsten Auflage der 
 nahöstlichen Gewaltorgie – bei allem inszenierten Erschrecken – ihr erstaunliches Unter-
scheidungsvermögen in Sachen solcher Gewalt und solcher Gewalt, solchen Opfern und 
 solchen Opfern, solchen und solchen Gewaltsubjekten... Die gemeine, überhaupt nicht 
 spezifische Logik der moralischen Einordnung der kriegerischen Gewalt andernorts, ihr 
 Verhältnis zum wirklich gültigen politischen Standpunkt, den die hiesige Staatsmacht zu 

dem  nahöstlichen Gewaltgeschehen und seinen Subjekten einnimmt, und in diesem Zu-
sammenhang die spezifische deutsche Stellung zu Israel und seinen Gegnern, über die nach 
  offiziellem und öffentlichem Geschmack mit der Parole „Solidarität mit Israel ist deutsche 
Staatsräson“ alles gesagt sein soll, wird kritisiert in dem Artikel ‚Anmerkungen zum all-
gemeinen Verhältnis von Krieg, Kriegsmoral und Kriegsöffentlichkeit sowie zu einer 
 deutschen   Besonderheit‘ aus dem Jahr 2021.

Darüber hinaus ist Grundsätzliches zur einzigartigen israelischen Staatsräson im Artikel 
‚Israel  2019: Imperialistische Musterdemokratie in zionistischer Mission‘ aufgeschrieben. 
Mit den letzten Fortschritten Israels hinsichtlich der faktischen Erledigung der Palästinenser-
frage und der Zeit der Staatskrise kurz vor Ausbruch des jetzigen Krieges befasst sich der 
Artikel ‚Die Heimstatt des jüdischen Volkes in Aufruhr: Anmerkungen zum Zusammenhang 
zwischen dem Erfolg der israelischen Kein-Staat-Lösung für Palästina und der Staatskrise 
in Israel‘.

Die vier älteren Ausgaben des GEGENSTANDPUNKT (Nr. 3-14, 4-19, 3-21, 3-23), die die 
genann ten Artikel zu den Ereignissen zwischen 2014 und dem Beginn des aktuellen Krieges 
2023 enthalten, sind in der Druckausgabe als Paket zum Sonderpreis von 24 Euro erhältlich. 
Die Ausgaben 4-23 und 1-24, die die aktuellen Eriegnisse beleuchten, sind im Paket nicht 
enthalten; sie können auf Wunsch separat für jeweils 15 Euro dazu bestellt werden:

Gegenstandpunkt Verlag, Kirchenstr. 88, 81675 München; Tel.: 089-2721604 
gegenstandpunkt@t-online.de ■ gegenstandpunkt.com/dossier/israel-gaza-krieg

ANZEIGE



Mittwoch/Donnerstag, 8./9. Mai 2024, Nr. 107 »WIR KLAGEN AN!« 3

Apartheid in den amerikanischen Süd-
staaten oder in Südafrika abgelehnt ha-
ben. Weil wir für universelle Menschen-
rechte, Freiheit und Gleichheit von Juden, 
Palästinensern, Beduinen und Christen 
im alten Land Palästina eintreten.

Und damit wir uns noch klarer über die 
berechtigten und bösartigen Fragen sind, 
die wir immer bereit sein müssen zu beant-
worten: Verurteile ich die Greueltaten der 
Hamas? Ich verurteile jede einzelne Greu-
eltat, unabhängig davon, wer der Täter oder 
das Opfer ist. Was ich nicht verurteile, ist 
bewaffneter Widerstand gegen ein Apart-
heidsystem, das als Teil eines langsam bren-
nenden, aber unaufhaltsamen Programms 
der ethnischen Säuberung konzipiert wur-
de. Anders ausgedrückt: Ich verurteile 
jeden Angriff auf Zivilisten, während ich 
gleichzeitig jeden feiere, der sein Leben 
riskiert, um die Mauer einzureißen.

Befindet sich Israel nicht in einem Krieg 
um seine Existenz? Nein, befindet es sich 
nicht. Israel ist ein nuklear bewaffneter 
Staat mit der vielleicht modernsten Armee 
der Welt und dem ganzen Arsenal der US-
Militärmaschinerie im Rücken. Es gibt kein 
Gleichgewicht zur Bewaffnung der Hamas, 
einer Gruppe, die Israelis ernsthaften Scha-
den zufügen kann, die aber in keiner Weise 
in der Lage ist, Israels Militär zu besiegen 
oder Israel daran zu hindern, den langsa-

men Völkermord an den Palästinensern im 
Rahmen des Apartheidsystems fortzuset-
zen, das mit langjähriger Unterstützung der 
USA und der EU errichtet wurde.

Haben die Israelis nicht zu Recht Angst, 
dass die Hamas sie ausrotten will? Na-
türlich haben sie das! Juden haben einen 
Holocaust erlitten, dem Pogrome und ein 
tiefverwurzelter Antisemitismus vorausgin-
gen, der Europa und Amerika seit Jahr-
hunderten durchdringt. Es ist nur natürlich, 
dass Israelis in Angst vor einem neuen Pog-
rom leben, wenn die israelische Armee ein-
knickt. Indem der israelische Staat seinen 
Nachbarn die Apartheid aufzwingt und sie 
wie Untermenschen behandelt, schürt er 
das Feuer des Antisemitismus, stärkt Fa-
natiker bei den Palästinensern und Israelis, 
die sich nur gegenseitig vernichten wollen, 
und trägt letztlich zu der schrecklichen Un-
sicherheit bei, die Juden in Israel und der 
Diaspora verzehrt. Die Apartheid gegen die 
Palästinenser ist eine miserable Idee, wenn 
es um die Selbstverteidigung Israels geht.

Was ist mit Antisemitismus? Der An-
tisemitismus ist immer eine klare und 
gegenwärtige Gefahr. Und er muss ausge-
rottet werden, vor allem in den Reihen der 
globalen Linken und der Palästinenserin-
nen und Palästinenser, die für palästinen-
sische Bürgerrechte kämpfen  – überall 
auf der Welt.

Warum verfolgen die Palästinenser ihre 
Ziele nicht mit friedlichen Mitteln? Das 
haben sie getan. Die PLO hat Israel an-
erkannt und auf den bewaffneten Kampf 
verzichtetet. Und was haben sie dafür 
bekommen? Absolute Erniedrigung und 
systematische ethnische Säuberung. Das 
hat die Hamas hervorgebracht und sie in 
den Augen vieler Palästinenserinnen und 
Palästinenser als einzige Alternative zu 
einem langsamen Völkermord unter Isra-
els Apartheid erscheinen lassen.

Was sollte jetzt getan werden? Was 
könnte Frieden in Israel/Palästina brin-
gen? Ein sofortiger Waffenstillstand. Die 
Freilassung aller Geiseln: die der Hamas 
und die Tausenden, die von Israel festge-
halten werden. Ein Friedensprozess unter 
Schirmherrschaft der Vereinten Nationen, 
der durch die Verpflichtung der internati-
onalen Gemeinschaft unterstützt wird, die 
Apartheid zu beenden und gleiche Bür-
gerrechte für alle zu gewährleisten. Bei 
der Frage, was an die Stelle der Apartheid 
treten soll, müssen Israelis und Palästi-
nenser zwischen der Zweistaatenlösung 
und der Lösung eines einzigen föderalen, 
säkularen Staates entscheiden.

Freunde, wir sind hier, weil es falsch 
ist, Rache zu nehmen, statt zu trauern. 
Wir sind hier, um nicht für Rache, son-
dern für Frieden und Koexistenz in Israel 
und Palästina zu werben. Wir sind hier, 
um den deutschen Demokratinnen und 
Demokraten, einschließlich unserer ehe-
maligen Genossinnen und Genossen von 
der Linken zu sagen, dass sie sich lange 
genug mit Schande bedeckt haben – dass 
Unrecht plus Unrecht kein Recht erge-
ben – und dass es nicht zur deutschen Ver-
gangenheitsbewältigung beiträgt, wenn 
wir zulassen, dass Israel mit Kriegsver-
brechen davonkommt.

Über den heutigen Kongress hinaus 
haben wir in Deutschland die Pflicht, 
den Diskurs zu verändern. Wir haben die 
Pflicht, die große Mehrheit der anstän-
digen Deutschen davon zu überzeugen, 
dass die universellen Menschenrechte das 

Wichtigste sind. Dass »nie wieder« wirk-
lich »nie wieder« bedeutet. Für nieman-
den, egal ob Jude, Palästinenser, Ukrai-
ner, Russe, Jemenit, Sudanese, Ruander – 
für alle, überall.

In diesem Zusammenhang freue ich 
mich, ankündigen zu können, dass die 
deutsche politische Partei MERA25 von 
DiEM25 bei den Wahlen zum Europä-
ischen Parlament im kommenden Juni 
auf dem Stimmzettel stehen wird  – um 
die Stimme der deutschen Humanisten 
zu bekommen, die sich danach sehnen, 
dass jemand im Europäischen Parlament 
Deutschland vertritt und die Komplizen-
schaft der EU beim Völkermord anpran-
gert – eine Komplizenschaft, die Europas 
größtes Geschenk an die Antisemiten in 
Europa und anderswo ist.

Ich grüße euch alle und schlage vor, 
dass wir nie vergessen, dass niemand von 
uns frei ist, solange auch nur eine(r) von 
uns in Ketten liegt

Nach zwei Stunden beendeten Polizisten im Tagungssaal den Palästina-Kongress (Berlin, 12.4.2024) IVETT POLYAK-BAR AM/JW
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Die hier vorgelegte Untersuchung 
geht von der Einsicht aus, dass die 
Aporien der bisherigen Rezeption – 
des perfektibilistischen wie des anti-
perfektibilistischen Faust – aus dem 
Tatbestand resultieren, dass diese den 
Text in seinem Grundcharakter ver-
fehlen. Dies zu zeigen und Folgerun-
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»Fahndungsausschreibung« gegen Varoufakis
Die Bundespolizei hatte »im Kontext einer möglichen Teilnahme« von Varoufakis 
als Redner beim Palästina-Kongress eine »Fahndungsausschreibung zur nationa-
len Einreiseverweigerung« im Rahmen des Freizügigkeitsgesetzes der Europäischen 
Union verhängt, wie aus einer Antwort der Behörde an die juristische Vertretung 
des Politikers hervorgeht, die junge Welt vorliegt. Diese Maßnahme ist nur möglich, 
wenn eine »Gefahr öffentliche Sicherheit und Ordnung« besteht. Im Falle einer 
»geplanten Teilnahme am Kongress als aktiver Redner« wäre eine Einreiseverwei-
gerung gegen den Politiker »geprüft worden«. Infolge der auf den Zeitraum vom 
10. bis zum 14. April 2024 befristeten Maßnahme habe in Hamburg ein Auftritt von 
Varoufakis abgesagt werden müssen, der damit Wahlkampf für die von ihm geführ-
te linken Partei MERA 25 für die EU-Wahlen machen wollte, teilte deren deutsche 
Sektion mit.� (jW)
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In Deutschland lässt sich schwer 
sachlich über das Thema Zionis-
mus sprechen. Im Antisemitismus-
diskurs, wo allzu oft mit Unterstel-

lungen statt Fakten gearbeitet wird, wird 
das Wort »Zionist« häufig als Ersatz für 
»Jude« dargestellt. Entsprechend kommt 
das Wort »Antizionismus« vor allem in 
abwehrenden Aussagen wie »Antizionis-
mus ist nicht Antisemitismus« vor. Au-
ßerdem wird suggeriert, der Zionismus –
das Anstreben und die anschließende 
Erhaltung eines jüdischen Staates – sei 
eine Reaktion auf den Holocaust, was 
ihm eine gewichtige moralische Legiti-
mation verleiht. Dabei gehen sowohl der 
Zionismus als auch der Antizionismus 
viel weiter zurück.

Der österreichisch-ungarische Publi-
zist Theodor Herzl, Gründungsvater des 
politischen Zionismus, veröffentlichte 
1896 den schmalen Band »Der Juden-
staat«, der zum zentralen Text der Bewe-
gung wurde. Herzl war ein bürgerlich-
assimilierter europäischer Jude, ein Kos-
mopolit, der in Paris und Wien tätig war 
und sich weder mit der Religion noch 
den kulturellen Traditionen des Juden-
tums identifizierte. Für ihn bestand die 
jüdische Identität vor allem darin, von 
antisemitischer Diskriminierung betrof-
fen zu sein. Er hing so wenig am Juden-
tum, dass er einmal scherzte, mit einer 
Konversion aller Juden zum Katholizis-
mus wäre die sogenannte Judenfrage ge-
löst – was gar nicht so eine absurde Aus-
sage war in einer Zeit, in der sich nicht 
wenige Juden für die christliche Taufe 
entschieden, um diskriminierende Re-
geln zu umgehen. Was er an ihnen jedoch 
bewunderte, war ihre Widerstandskraft 
angesichts der jahrhundertelangen Ver-
folgung, und das hat ihn dazu bewogen, 
doch eine Selbstbestimmung als Nation 
in einem eigenen Staat anzustreben.

Ausschlaggebend für diese Vision 
war nicht zuletzt die Dreyfus-Affäre von 
1894, in der ein erfolgreicher franzö-
sischer Armeeoffizier, Alfred Dreyfus, 
aufgrund falscher Anschuldigungen de-
gradiert, diffamiert und inhaftiert wurde. 
Für Herzl war das der Beweis: Selbst 
wenn Juden angesehene Rollen im Staat 
und in der Gesellschaft haben, laufen 
sie immer Gefahr, Opfer von Antisemi-
tismus zu werden und eventuell alles zu 
verlieren, sogar ihr Leben.

Wenngleich der politische Zionismus 
eine koloniale Bewegung war – im Ge-
gensatz zu anderen Varianten des Zionis-
mus, die etwa auf Kultur statt Herrschaft 
beruhten  –, darf man nicht vergessen, 
dass er ursprünglich eine Reaktion auf 
Diskriminierung, also auf Unrecht war. 

Dennoch wurde er zunächst von der 
großen Mehrheit der Juden trotz ihrer 
eigenen Diskriminierungserfahrung ab-
gelehnt. Der erste Zionistische Kongress 
im Jahr 1897 sollte in München stattfin-
den. Der Widerstand der dortigen jüdi-
schen Gemeinde war aber so heftig, dass 
Herzl ihn nach Basel verlegte. Woran 
lag das?

Wie es oft bei religiösen und ethni-
schen Minderheiten der Fall ist, war 
die Assimilation für die jüdische Be-
völkerung vor allem in Westeuropa ein 
zentrales Thema. Mit dem Anfang der 
Aufklärung im späten 18. Jahrhundert 
entstand dort eine Spannung zwischen 
dem aufrichtigen Bekenntnis zu einer 
säkularen, rational orientierten moder-
nen Gesellschaft und dem einfachen 
Wunsch nach Akzeptanz und Gleich-
stellung. Die gesetzliche Gleichstellung 
deutscher Juden war erst in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts vollendet 
worden; da schien es gerade für die 
assimilierte Bevölkerung irrsinnig, den 
mühevollen Weg dorthin durch ein sepa-
ratistisches Nationalprojekt zunichte zu 
machen. Assimilierte Juden in Europa 
empfanden sich als jüdische Bürger 
des jeweiligen Staates, nicht als gesell-
schaftlicher Fremdkörper, der anders-
wohin gehörte.

Der politische Zionismus war eine 
pragmatische Bewegung, die zunächst 
für diverse Optionen offen war, um ir-
gendein Territorium von der jeweils herr-
schenden Kolonialmacht zugewiesen zu 
bekommen. Uganda, Alaska, Argenti-
nien  – es waren verschiedene Orte im 

Gespräch, bis die Wahl schließlich auf 
Palästina fiel, da diese Möglichkeit mehr 
Anklang bei jüdischen Weggefährten 
fand. Dort hatte sich auch eine kleine 
jüdische Minderheit über viele Jahrhun-
derte erhalten. Herzls Vision war durch-
drungen vom europäischen Imperialis-
mus; er versprach einen »Vorposten« der 
Zivilisation in einem Meer der Barbarei. 
Der jüdische Staat sollte als Machter-
weiterung des britischen Imperiums die-
nen, danach hat Israel für die USA diese 
Funktion übernommen.

Herzl starb bereits 1904, lange vor der 
Verwirklichung seiner Idee, aber seine 
Nachfolger in der Führung der Zionisti-
schen Organisation erzielten 1917 einen 
entscheidenden Erfolg, als der britische 
Außenminister Arthur Balfour einen 
Brief schrieb, der als »Balfour-Deklara-
tion« berühmt wurde. Darin versprach 
er der zionistischen Bewegung (vertreten 
durch Baron Walter Rothschild) eine jü-
dische Heimstätte im Gebiet Palästina, 
das nach dem Zusammenbruch des Os-
manischen Reichs von den Briten ver-
waltet wurde.

Das Befremden assimilierter Juden 
gegenüber dem zionistischen Projekt 
wurde besonders klar und eindrucksvoll 
vom liberalen Politiker Edwin Monta-
gu, dem einzigen jüdischen Minister im 
britischen Kabinett, ausgedrückt. Nach-
dem Balfour den Plan einer »jüdischen 
Heimstätte« in Palästina vorgelegt hatte, 
verurteilte Montagu das Vorhaben als 
antisemitisch  – zuerst in einer Schrift, 
dann später im Kabinett. In seinem 
»Memorandum on the Anti-Semitism
of the Present (British) Government«
schrieb er: »Wenn man den Juden sagt,
ihr Heimatland sei Palästina, dann wird
sofort jedes Land danach trachten, sei-
ne jüdischen Bürger loszuwerden.« Er
sprach von einem Beschluss, der aus
allen jüdischen Mitbürgern »Fremde und 
Ausländer per Implikation macht«, und
befürchtete als Konsequenz sogar einen
zunehmenden Impuls, britischen Juden
die Staatsbürgerschaft zu entziehen,
wenn ihre nationale Heimat fortan Pa-
lästina hieße. Das Ergebnis: »Palästina
wird das Ghetto der Welt werden.« Mon-
tagu war kein Linker, sondern ein libera-
ler Patriot; für ihn selbst war die Frage
der nationalen Loyalität tatsächlich ein
Argument gegen den Zionismus, dessen
Ziele »mit britischer Staatsbürgerschaft
unvereinbar« seien. Da der Vorwurf der
doppelten Loyalität  – die dem eigenen
Staat aber gleichzeitig dem jüdischen
Staat gilt – seit der Gründung Israels als
Ausdruck von Antisemitismus gilt, ist es
bemerkenswert, dass Montagu diese An-
schuldigung logisch konsequent an die
Adresse der Zionisten richtete.

Balfour war alles andere als ein 
Freund der Juden. Im Jahr 1905 führte 
er als Premierminister ein Gesetz ein – 
den sogenannten Alien Act (Ausländer-

gesetz) –, um die jüdische Einwanderung 
aus dem Zarenreich zu begrenzen. Er 
warb mit der Rhetorik des Rassismus 
und der Fremdenfeindlichkeit dafür: 
Diese Menschen seien mit der britischen 
Gesellschaft nicht kulturell kompatibel 
und wären deswegen unerwünscht. Sehr 
passend also, dass dieser Mann die jüdi-
sche Selbstabschiebung ermöglicht hat.

Ein berühmtes Motto der zionisti-
schen Bewegung war »Ein Land ohne 
Volk für ein Volk ohne Land«  – eine 
zynische Parole, da es keineswegs unbe-
kannt war, dass Palästina bevölkert war. 
Montagu sprach auch dieses Unrecht 
an: »Ich nehme an (…), dass Moham-
medaner und Christen den Juden Platz 
machen und die Juden in alle Vorzugs-
positionen gebracht werden sollen. (…) 
Man wird eine Bevölkerung in Palästina 
vorfinden, die dessen jetzige Bewohner 
vertreibt und all das Beste dort im Land 
für sich nimmt.«

Es ist aus heutiger Sicht bemerkens-
wert, dass damals einer der wenigen jü-
dischen Abgeordneten in Großbritannien 
Antizionist war. Der linke Antizionis-
mus war in Osteuropa stärker, vertreten 
vor allem durch den Allgemeinen jüdi-
schen Arbeiterbund in Litauen, Polen 
und Russland. Der sozialistische »Bund« 
vertrat zwar auch eine Art jüdischen Na-
tionalismus und verlangte die Anerken-
nung von Juden als Nation mit Min-
derheitenstatus, lehnte aber strikt den 
Zionismus als Verwirklichung jüdischer 
Selbstbestimmung ab. Er vertrat die Ein-
führung von Jiddisch als jüdische Natio-
nalsprache, was den Verhältnissen in der 
Region entsprach und auch die Ableh-
nung des Hebräischen vermittelte, des-
sen Wiederbelebung Kernbestandteil des 
zionistischen Projekts war. Ein Schlag-
wort der Bundisten war »doykayt«, was 
auf jiddisch so viel wie »Hiersein« be-
deutet. Sein Sinn wird in einer ihrer 
Parolen verdeutlicht: »Wo wir sind, ist 
unser Zuhause.« Als Sozialisten hatten 
sie das Ziel einer befreiten Gesellschaft, 
und der Weg dorthin verlangte einen 
Klassenkampf, bei dem die Arbeiterklas-
se gemeinsam Diskriminierungsformen 
wie Antisemitismus als Spaltungsmittel 
der Herrschenden bekämpfen musste. 
Der Zionismus bedeutete eine Absage an 
diesen gemeinsamen Kampf.

Wenn man den Zionismus nur durch 
das Prisma des Holocaust betrachtet, al-
so als Rettung der europäischen Juden 
vor dem Vernichtungsantisemitismus der 
sogenannten Nationalsozialisten, ver-
kennt man nicht nur seine Geschichte, 
sondern auch den antiemanzipatorischen 
Kern seiner Ideologie. Denn er beruht 
auf dem gleichen Prinzip wie der An-
tisemitismus, nämlich, dass Juden und 
Nichtjuden nicht zusammenleben sol-
len. Deswegen empfand ihn Montagu 
als antisemitisch, und deswegen schrieb 
Theodor Herzl in sein Tagebuch: »Die 
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Antisemiten werden unsere verlässlichs-
ten Freunde, die antisemitischen Länder 
unsere Verbündeten.« Denn die Anti-
semiten und die Zionisten hatten das 
gleiche Ziel: die Entfernung der Juden 
aus Europa. Dementsprechend ergab 
sich auch eine Zusammenarbeit mit den 
Nazis, u. a. im Ha’avara-Abkommen von 
1933: Da die Nazis die Juden loswerden 
wollten, zu dem Zeitpunkt aber noch 
nicht die »Endlösung« beschlossen hat-
ten, sollte das Abkommen das gemein-
same Ziel einer Auswanderung nach Pa-
lästina für deutsche Juden erleichtern. 
Es hat fraglos Menschenleben gerettet, 
verstieß aber gegen den internationalen 
Boykott Hitlerdeutschlands.

Im Laufe der Zeit zeigten die Zio-
nisten noch deutlicher, dass ihnen zur 
Besiedlung Palästinas jedes Mittel recht 
war, und dass die Gründung des jüdi-
schen Staates wichtiger war als das Wohl 
jüdischer Menschen an sich. David Ben-
Gurion, erster Premierminister Israels, 
sagte einst: »Wenn ich wüsste, dass es 
möglich wäre, alle Kinder Deutschlands 
zu retten, indem ich sie nach England 
bringe, und nur die Hälfte, indem ich sie 
ins Land Israel bringe, würde ich mich 
für letzteres entscheiden.« Er bezog sich 
dabei auf die Kindertransporte, die zwi-
schen 1938 und 1939 10.000 Minderjäh-
rige aus Deutschland und Osteuropa vor 
den Nazis retteten. Dass in den letzten 
Kriegsjahren doch noch viele Juden nach 
Palästina flüchteten, die überhaupt nicht 
am zionistischen Projekt interessiert wa-
ren, lag an der Entscheidung westlicher 
Länder, keine Flüchtlinge mehr aufzu-
nehmen. Somit bekam das zionistische 
Projekt letztlich doch die Funktion einer 
Rettung; dies muss aber als Hinweis auf 
das moralische Versagen des Westens 
betrachtet werden, nicht als Bestätigung 
seiner Richtigkeit.

Das größte Unrecht, das im 20. Jahr-
hundert aus dem Zionismus folgte, war 
die Nakba (arabisch »Katastrophe«), bei 
der 750.000 Palästinenser vertrieben und 
etwa 15.000  getötet wurden. Die letzte 
Phase fiel zwar mit dem israelischen Un-
abhängigkeitskrieg zusammen, nachdem 
die umliegenden arabischen Staaten auf 

die bisherigen zionistischen Verbrechen 
und die anschließende Ausrufung des 
jüdischen Staates am 14. Mai 1948 re-
agierten; die Nakba war aber seit Jahren 
in Planung gewesen und fing bereits im 
Dezember 1947 an. Mehr als die Hälfte 
der Vertreibungen fand schon vor Mai 
1948 statt. Das generationenübergreifen-
de Trauma, das in jüdischen Familien 
im Zusammenhang mit dem Holocaust 
bekannt ist, ist auch in palästinensischen 
Gemeinschaften zu finden; manche Fa-
milien, die 1948 ins Westjordanland ver-
trieben wurden, mussten 1967 nach dem 
Sechstagekrieg erneut flüchten. Andere 
gingen nach Ostjerusalem und wurden 
in den letzten Jahren aus ihren Häusern 
geworfen, und noch andere, die sich 1948 
in den heutigen Gazastreifen retteten, 
sind seit 2023 wieder auf der Flucht. Die 
Nakba hat nie aufgehört, und das damit 
einhergehende Trauma auch nicht.

Auch wenn die Hauptopfer des Zio-
nismus fraglos die Palästinenser sind, 
hat er im Nahen Osten auch vielen Ju-
den geschadet. Inzwischen ist es bei 
Unterstützern Israels beliebt, zur Rela-
tivierung der Nakba die Auswanderung 
der meisten Juden aus Ländern wie Irak, 
Syrien, Jemen, Iran, Marokko, Tunesi-
en, Algerien oder Ägypten anzuführen, 
deren Zahl um 800.000 geschätzt wird. 
Der Tenor: Es wurden vielleicht Palästi-
nenser vertrieben, aber auch Juden, was 
außerdem den Antisemitismus der mus-
limischen Staaten beweist. Tatsächlich 
war der Exodus ein komplexer Prozess 
in mehreren Phasen, eine Mischung aus 
Push- und Pull-Faktoren. In manchen 
Fällen kam es zur direkt angeordneten 
Vertreibung, etwa durch Präsident Ga-
mal Abdel Nasser in Ägypten. Anderswo 
hatten zionistische Rekrutierungsagen-
ten Zwietracht gesät, etwa im Irak und 
Marokko, um die dortigen Juden, die seit 
Jahrhunderten eine wesentlich harmo-
nischere Koexistenz mit Muslimen und 
Christen geführt hatten als diejenigen im 
christlichen Europa, zur Auswanderung 
zu bewegen. Dafür sollten in Bagdad 
und Kairo False-Flag-Bombenanschlä-
ge Angst in der jüdischen Bevölkerung 
schüren.

Nachdem die Auswanderungswel-
le aus Marokko Fahrt gewonnen hatte, 
stellte sich König Mohammed V. (der die 
Abschiebung von Juden in Vernichtungs-
lager während des Zweiten Weltkriegs 
verhindert hatte) öffentlich dagegen; er 
gab den Juden die bislang verwehrte vol-
le Staatsbürgerschaft und bot ihnen stär-
kere Repräsentanz auf politischer Ebene 
an. Sein Nachfolger Hassan II. ließ sich 
ab 1961 dagegen für jeden ausgewander-
ten Juden von der Hebrew Immigrat Aid 
Society 100 US-Dollar zahlen.

Das soll nicht heißen, dass es in die-
sen Ländern keinen Antisemitismus gab, 
auch lange vor 1948. Aber der Zionismus 
hat judenfeindliche Einstellungen in ara-
bischen Gesellschaften stark verschärft, 
und Pogrome wie in den marokkani-
schen Städten Oujda und Jerada im Juni 
1948 waren eine direkte Folge daraus. 
Edwin Montagus Vorahnungen hatten 
sich bewahrheitet: »Wenn man den Juden 
sagt, ihr Heimatland sei Palästina, dann 
wird sofort jedes Land danach trachten, 
seine jüdischen Bürger loszuwerden.«

Der Zionismus entstand nicht nur als 
jüdischer Nationalismus, sondern auch 
als deutlich weiß gefärbter; Neuan-
kömmlinge in Israel aus Marokko be-
schwerten sich bald in Briefen an ihre 
Familien in der Heimat über die rassis-
tische Behandlung durch Europäer, und 
jemenitische Juden wurden bei der An-
kunft mit Pestizid »entlaust«. Arabische 
Juden durfte es in Israel nicht geben: 
Man war entweder Jude oder Araber, 
denn »Araber« bedeutete Palästinenser. 
Daran hat sich nichts geändert, und der 
Anpassungsdruck für die systemisch dis-
kriminierten arabischen Juden hat im 
Laufe der Zeit zu einer Überkompensati-
on durch besonders intensiven antipaläs-
tinensischen Rassismus geführt. Zudem 
wird jede Klassensolidarität durch den 
Zionismus unterwandert, schließlich ist 
die jüdische Arbeiterklasse durch ihn 
gegenüber der palästinensischen Arbei-
terklasse im Vorteil. Auf diesen Vorteil 
wird sie nicht mehrheitlich verzichten, 
solange es ihn gibt.

Der aktuelle Genozid im Gazastreifen 
ist eine zweite Nakba, die die erste in 

den Schatten stellt. Dabei ist dieser 
eliminatorische Zionismus keine Ano-
malie, keine Deformierung einer gesun-
den Anfangsidee, sondern die logische 
Konsequenz aus einem Plan der ethno-
religiösen Herrschaft  – und heute wie 
damals Teil einer imperialistischen Welt-
ordnung. Humanistische zionistische 
Entwürfe wie der von Martin Buber wur-
den beiseite gefegt, und übrig blieb nur 
die Unterwerfung der nichtjüdischen Be-
völkerung (mit einer Dominanz zweiter 
Klasse für nichtweiße Juden und die Er-
richtung eines Apartheidsystems). Die-
ser Zionismus macht Juden heute weder 
in Israel noch in anderen Ländern siche-
rer, und der Mythos des »Schutzraums« 
wurde spätestens am 7. Oktober 2023 
zusammen mit dem Grenzzaun vor Gaza 
gesprengt. Der politische Zionismus be-
ruht auf der Logik des Antisemitismus, 
nicht der Emanzipation; er ist eine Ideo-
logie der Unterdrückung, die abgeschafft 
werden muss.

Pressekonferenz der Kongressorganisatoren Yuval Gal, Dror Dayan, Wieland Hoban, Karin De Rigo und Nadija Samour nach dem Verbot (Berlin, 13.4.2024)
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Seit dem Angriff der Hamas auf Israel am 7. Oktober steht der Nahost-
konflikt einmal mehr im Mittelpunkt des Weltgeschehens. Der darauf fol-
gende Krieg Israels gegen Gaza hat eine weltweite Solidaritätsbewegung 
mit den Palästinenser*innen ausgelöst, die in den westlichen kapitalis-
tischen Staaten massiver staatlicher Repression ausgesetzt ist. Kritik am 
Staat Israel wird pauschal als antisemitisch gebrandmarkt. Differenzen 
zum Umgang mit dem Nahostkonflikt haben auch in der Linken und 
Arbeiter*innenbewegung zu Kontroversen und Spaltungstendenzen ge-
führt. 
In diesem Sammelband werden marxistische Texte von Autor*innen der 
Sozialistischen Organisation Solidarität (Sol) und des Komitees für eine 
Arbeiter*inneninternationale (CWI), sowie deren trotzkistischen Vor-
gänger*innen in den 1940er Jahren veröffentlicht, die nicht nur eine mar-
xistische Analyse der Entwicklungen seit der Gründung des Staates Israel 
1948 darstellen, sondern auch programmatische und strategische Vor-
schläge für die palästinensische Befreiungsbewegung machen. Hier he-
ben sich die Analysen und Positionen durch zwei Schlussfolgerungen von 
denen der meisten anderen linken Kräfte ab: Zum einen wird der Nahost-
Konflikt als Teil der globalen imperialistischen und kapitalistischen Ver-
hältnisse betrachtet und eine Lösung im Rahmen dieser Verhältnisse als 
unmöglich betrachtet, was die Autor*innen dazu bringt, den Kampf für 
das Selbstbestimmungsrecht der Palästinenser*innen mit dem Kampf für 
eine sozialistische Veränderung der Region zu verknüpfen. Zweitens wird 
anerkannt, dass sich in Israel eine Nation und eine Klassengesellschaft
herausgebildet haben. Dies führt zu der Schlussfolgerung, dass auch die 
israelisch-jüdische Bevölkerung ein Selbstbestimmungsrecht haben muss 
und dass der Klassenkampf in Israel als ein wichtiger Faktor für eine Stra-
tegie zur Befreiung der Palästinenser*innen einbezogen werden muss. 
Die Texte in diesem Buch nehmen einen internationalistischen Klassen-
standpunkt ein und können einen Kompass für alle darstellen, die sich in 
den letzten Wochen an Demonstrationen gegen Israels Angriff auf Gaza 
beteiligt haben und auf der Suche nach einem Weg zur Lösung des Nah-
ost-Konflikts sind.
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Die junge Welt dokumentiert den anhand 
der Videoaufzeichnung übersetzten 
Vortrag von Salman Abu Sitta. Die darin 
vorkommende Bezeichnung Gazas als 
»Konzentrationslager« kann als Rela-
tivierung des Konzentrationslagersys-
tems des Nazifaschismus interpretiert 
werden und wäre als solche falsch und
kategorisch abzulehnen. Auch Abu 
Sittas Darstellung der Ereignisse vom 
7. Oktober 2023 erscheint angesichts der 
zahlreichen zivilen israelischen Opfer an 
diesem Tag als verkürzte Darstellung, die 
wir so nicht teilen. Abu Sitta beendet sei-
ne Rede mit dem Ausspruch »Palästina 
muss frei sein, vom Fluss bis zum Meer«. 
Eine Strafbarkeit dieser Aussage ist nach 
Auffassung von Juristen und Gerichten 
kontextabhängig. Aus der Darstellung 
Abu Sittas ergibt sich eindeutig, dass er 
diese Aussage mit Blick auf ein gleich-
berechtigtes Zusammenleben von Juden 
und Palästinensern auf dem Gebiet des 
historischen Palästina trifft. � (jW) 

Vielen Dank, dass Sie mich 
heute zum Palästina-Kongress 
in Berlin eingeladen haben. 
Ihre Veranstaltung kommt 

nicht nur wegen des laufenden Völkermor-
des in Gaza zur rechten Zeit, sondern auch 
wegen der Politik der deutschen Regierung 
in Vergangenheit und Gegenwart. Nie-
mand, absolut niemand, kann ignorieren, 
was sich heute in Gaza abspielt. Es gibt 
nichts Vergleichbares in der Geschichte 
der Menschheit. Natürlich hat es in der 
Geschichte viele Massaker und Greuel-
taten gegeben. Wir haben die Aufzeich-
nungen gesehen, die auf alten Mauern 
eingemeißelt sind und Beschreibungen in 
Geschichtsbüchern. Wir haben Berichte 
über Nero gelesen, der Rom niederbrann-
te. (Nächster Satz unverständlich, jW) Und 
wir haben viele Male in Filmen und Muse-
en die Greueltaten der Nazis im Zweiten 
Weltkrieg gesehen. Wir haben von den 
Massakern im afrikanischen Ruanda ge-
hört. Aber wir haben noch nie alle diese 
Greueltaten auf einmal täglich im Fernse-
hen auf unseren Bildschirmen mitverfolgt. 
Diese Grausamkeiten spielen sich jeden 
Tag vor unseren Augen ab. Wir haben sol-

che Szenen noch nie Tag für Tag gesehen: 
Von Häusern, die über den Köpfen ihrer 
Bewohner zum Einsturz gebracht wer-
den. Von einem unter den Trümmern he-
rausgezogenen überlebenden Kind, dessen 
ganze Familie getötet wurde. Wir haben 
nie zuvor Menschen gesehen, denen ab-
sichtlich Nahrung und Wasser verweigert 
wird, Kinder, die verhungern und getötet 
werden, wenn sie eilig nach Nahrung su-
chen. Wir haben noch nie zuvor gesehen, 
dass alle Lebensgrundlagen systematisch 
zerstört wurden: Krankenhäuser, Kliniken, 
Schulen, Universitäten, Bibliotheken, alte 
Denkmäler, Moscheen, Kirchen, Universi-
täten, Friedhöfe, Bäckereien, Wohnhäuser, 
Geschäfte, Wasservorkommen und alle an-
deren Lebensgrundlagen werden zerstört. 
Noch nie haben wir Verbrecher mit ihren 
blutbefleckten Händen gesehen, die sich 
als Opfer ausgeben. 

Wir haben noch nie so eine Welle der 
Menschlichkeit gesehen, Menschen guten 
Willens auf den Straßen der Welt, von Chile 
bis Neuseeland und London, New York, 
Paris und sogar in Berlin, die vergeblich 
ein Ende dieses Gemetzels forderten. Wir 
haben noch nie erlebt, dass trotz all dieses 

offen zugänglichen Wissens darüber, trotz 
Meinungsfreiheit die Stimme der Opfer 
zum Schweigen gebracht, verleugnet, verur-
teilt und verunglimpft wird. Wir sehen, wie 
einige westliche Länder den Verbrechern 
offen helfen, sie unterstützen, ihnen Bom-
ben zum Töten liefern und sich mehrfach 
weigerten, bei den Vereinten Nationen für 
ein Ende des Gemetzels zu stimmen. 

Die einzige westliche Mission besteht 
darin, 150 israelische Geiseln zu befrei-
en, die in Gaza festgehalten werden. Hat 
Ihnen jemand von den anderen Geiseln 
erzählt? Ihre Zahl ist viel größer, und sie 
befinden sich viel länger in Gefangen-
schaft. Es sind die Palästinenser, die seit 
76 Jahren als Geiseln gehalten werden. 
Im Jahr 1948 wurden sie von Israel mit 
Dutzenden Massakern aus ihren Häusern 
in 247 Städten und Dörfern in Südpalästina 
vertrieben. Das sind 2,3 Millionen Flücht-
linge, eingepfercht in Konzentrationslager, 
die Gazastreifen heißen. Dessen Fläche 
beträgt 365 Quadratkilometer, das sind 
1,3 Prozent von Palästina. Sie wurden nicht 
nur in den letzten 120 Tagen täglich grau-
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sam angegriffen, wie Sie sehen, sondern 
sie sind seit 1948 bereits 27.000 Tage lang 
ständig angegriffen und getötet worden, 
besonders in den Jahren 1953, 1956, 1967 
und 1971, 1987. Und dann werden sie seit 
2006 von Israel belagert und blockiert. 
Zu Lande, aus der Luft und vom Meer 
her wurden ihre Versorgung und ihre Be-
wegungsfreiheit stark eingeschränkt. Im 
Oktober 2023 durchbrachen Dutzende von 
jungen Männern den Stacheldraht in Rich-
tung ihrer Heimat. Israel antwortete mit 
einem Krieg, Tod und Zerstörung. 

Sie nennen es Selbstverteidigung. 
Selbstverteidigung? Aber mal ehrlich, wer 
war der Verteidiger seiner Heimat, und 
wer war der fremde Eindringling? Die 
Landkarte Palästinas bei der Invasion klärt 
darüber auf (hier und an weiteren Stellen 
verweist Abu Sitta auf Karten, Grafiken 
und Bilder, die während seines Vortrags 
eingeblendet wurden, jW). Sie können se-
hen, dass die zionistische Invasion Palästi-
nas im April 1948 von einer zionistischen 
europäischen Armee mit 120.000  Solda-
ten in neun Brigaden begann, die 38 mi-
litärische Operationen durchführten, um 
Palästina zu erobern. Sie griffen alle roten 
Gebiete an, die Sie auf der Karte sehen, 
und besetzten sie. Sie entvölkerten die auf 
der Karte blau markierten Dörfer, 220 an 
der Zahl. Innerhalb von sechs Wochen hat 
die zionistische Armee diese 220 Dörfer 
sowie elf Städte von insgesamt 530 Dör-
fern und Städten angegriffen und entvöl-
kert. Und sie verübte in diesem Zeitraum 
22 der 50 Massaker, die insgesamt wäh-
rend der Nakba stattfanden. Die Massaker 
wurden als Waffe im Rahmen der ethni-
schen Säuberung eingesetzt. Heute werden 
sie als Völkermord bezeichnet. 1948 hatte 
der zionistische Angriff unter dem wach-
samen Auge der britischen Mandatsmacht 
stattgefunden, noch bevor ein Staat na-
mens Israel gegründet wurde. Zu diesem 
Zeitpunkt gab es so etwas wie Israel noch 
gar nicht. Und bevor ein einziger regulärer 
arabischer Soldat Palästina betrat, hatte 
die Nachricht von den Massakern bereits 
die arabische Welt entflammt. Sie kamen, 
um zu helfen, aber es war zu spät, zuwenig. 
Schließlich kontrollierten die Zionisten 
nicht mehr sechs Prozent von Palästina, 
wie unter den Briten, sondern nach ihrer 
Invasion waren es 78 Prozent. Nun besetzt 
Israel natürlich ganz Palästina. 

Kein einziger Hektar dieses Landes 
wurde auf legalem Wege und unter Ein-
haltung des Völkerrechts erworben. Dies 
ist eine Nakba (arabisch für Katastrophe – 
gemeint ist die Vertreibung und Flucht 
von 700.000 Palästinensern rund um die 
Staatsgründung Israels 1948, jW). Auf die-
ser Karte sehen Sie, wo wir lebten. Und 
auf der zweiten, wo die Invasion Israels 
stattfand. Palästina wurde leer und ent-
völkert. Die Menschen wurden zu Flücht-
lingen. Heute gibt es neun Millionen pa-
lästinensische Flüchtlinge. Ihre Häuser 
sind von Israelis besetzt. Kein einziger 
israelischer Besetzer ihrer Häuser hat ei-
nen Rechtstitel. 94 Prozent des Bodens in 
Israel ist palästinensisches Eigentum. Seit 
76 Jahren haben die Palästinenser niemals 
aufgehört, ihr Recht auf Rückkehr in ihre 
Heimat einzufordern. 

Die UN-Resolution Nr. 194, die das 
Recht auf Rückkehr bekräftigt, wurde von 
den Vereinten Nationen mehr als 130mal 
bestätigt – die am längsten währende Re-
solution in der Geschichte. Deshalb wurde 
sie Teil der Konvention und des Völker-
rechts. Das Rückkehrrecht ist im Völker-
recht verankert. Soll ich Ihnen mehr über 
diese Konventionen berichten? Über die 
Genfer Konvention Artikel vier; die All-
gemeine Erklärung der Menschenrechte, 
Artikel 13; das Römische Statut des Inter-
nationalen Strafgerichtshofs, Artikel sie-
ben und acht; das Internationale Überein-
kommen zur Beseitigung jeder Form von 
Rassendiskriminierung, Artikel fünf und 
acht; und viele, viele andere. 

Diese kurze Geschichte wirft die Frage 
auf: warum? Warum dürfen die Palästi-
nenser immer noch nicht zurückkehren? 
Weil der ursprüngliche Urheber des Ver-
brechens und seine Kohorten weiterma-
chen. Auch heute noch. Es sind die Län-
der, die kürzlich gegen die Waffenstill-
standsresolution gestimmt haben. Sie be-
liefern Israel mit Bomben zum Töten. Das 
ursprüngliche Verbrechen dauert also seit 
27.000 Tagen an. Aber die Palästinenser 
sind trotzig und entschlossen. Sie haben 
nicht die Absicht, auf ihr Rückkehrrecht 
zu verzichten. Und sie wollen nicht für 
immer Flüchtlinge bleiben. Für immer. 
Wir haben also eine Pflicht. Sie haben 
eine Pflicht. Wir haben die Pflicht, die 
Rückkehr zu planen. Zuerst müssen wir 
sehen, wer und wo die Flüchtlinge sind. 
Diese Karte zeigt, wo sich die Flüchtlinge 
heute befinden. Wir wissen, wo sie sind. 
Wir wissen, woher sie kommen. Wir ken-
nen ihre Namen. Wir wissen alles über 
sie. Als nächstes sehen wir, wer heute ihr 
Land in Israel besetzt hält. Wir haben eine 
detaillierte Studie gemacht. Dorf für Dorf. 
Stadt für Stadt. Wir wollten herausfinden, 
wie viele Juden in den palästinensischen 
Gebieten leben, und kamen dabei zu ei-
nem verblüffenden Ergebnis. Wir fanden 
heraus, dass es in 246 palästinensischen 
Dörfern heute keine Juden gibt. Und wir 
fanden heraus, dass es in 272 Dörfern nur 
sehr wenige Juden gibt, insgesamt weni-
ger als 5.000. Und das zeigen wir auf die-
ser Folie. Diese Gebiete, in denen es keine 
Juden gibt, praktisch keine Juden, sind 
grün dargestellt. Der Bezirk Beerscheba, 
zum Beispiel, ist praktisch leer, abgesehen 
von wiederbesiedelten palästinensischen 
Städten. Jüdisches Land, wo die Juden 
während der Mandatszeit lebten, ist blau 
dargestellt, Städte  – gemischt besiedelt 
oder nicht – sind braun dargestellt. Anders 
als bei den Dörfern war die israelische 
Zerstörung der Städte auf die Altstadtbe-
zirke beschränkt. Und daher ist das Gebiet 
der palästinensischen Dörfer praktisch 
leer – hier mit roten Punkten dargestellt. 
Wenn wir also die palästinensischen Dör-
fer durch die Rückkehr der Flüchtlinge 
in ihre Häuser wieder bevölkern, werden 
wir auf kein nennenswertes Problem der 
Vertreibung von Juden stoßen, insbeson-
dere in Galiläa, dem Kleinen Dreieck 
und Beerscheba. Dort gibt es bereits eine 
beträchtliche palästinensische Bevölke-
rung, die bereit ist, Kinder und Verwandte 
aufzunehmen. Dann fragen wir: Wo sind 
denn die Juden heute? Wo sind sie ange-
siedelt? Im allgemeinen lebten Juden im 
Jahr 2020 in 924 aufgelisteten Orten mit 
einer Gesamtbevölkerung von fünfein-
halb Millionen. Sie liegen innerhalb der 
Waffenstillstandslinie von 1949. Aber das 
kann irreführend sein, denn nur 14 dieser 
Orte haben mehr als 100.000 Einwohner. 
Zwölf haben eine Bevölkerung zwischen 
50.000 und 100.000. Und 29 Orte zwi-
schen 20.000 und 50.000 Einwohnern. 

Das bedeutet, dass 87 Prozent der Ju-
den in 55 Orten leben. Oder anders ausge-
drückt: in fünf Prozent aller Ortschaften, 
die auf israelischen Karten verzeichnet 
sind  – nur fünf Prozent! Daher beträgt 
das Gebiet, das heute von Juden in Israel 
belegt wird, 1.400 Quadratkilometer. Ich 
wiederhole noch einmal, 87 Prozent der 
Juden in Israel leben auf 1.400 Quadratki-
lometern Israels, das sind sechs Prozent, 
und der Rest des Landes ist praktisch leer. 
Die verbleibenden Siedlungen der Israelis 
sind sehr klein, es sind Kibbuzim und 
Moschawim. Sie wurden dort zusammen 
mit der Armee zu dem einzigen Zweck 
plaziert, den Palästinensern die Rück-
kehr in ihre Häuser zu verwehren. Die 
Schlussfolgerung ist also offensichtlich. 
Die geographische und demographische 
Schlussfolgerung ist offensichtlich. Die 
Rückkehr ist machbar. Und natürlich ist 
sie absolut legal, und für die Palästinenser 
ist sie heilig und unvermeidlich. 

Wenn das so ist, sollten wir den Weg 
zur Rückkehr planen. Beginnen wir mit 

dem Lager von Al-Bus, wo die Flüchtlinge 
im Libanon leben. Ich habe Ihnen dies als 
Beispiel gegeben. Diese animierte Folie 
zeigt Ihnen die Rückkehrroute der Flücht-
linge aus dem Lager Al-Bus  – Sie zeigt 
die ursprünglichen Dörfer der Flüchtlin-
ge, die jetzt in diesem Lager leben, woher 
sie kommen. Sie zeigt auch, dass man 
nur fünf Kilometer zu Fuß oder mit dem 
Fahrrad zurücklegen muss, um Palästina 
zu erreichen. Wir können diese Übung für 
andere Flüchtlingslager im Libanon, in 
Syrien, Jordanien, Gaza und in der West-
bank wiederholen. In allen Fällen dauert 
die Rückkehr nach Hause nicht länger als 
45 Minuten. Wenn die Flüchtlinge nun zu 
Hause ankommen, finden sie nur noch 
die Trümmer ihrer zerstörten Häuser vor. 
Aber diese Trümmer sind von Bäumen 
bedeckt, die der Jüdische Nationalfonds 
gepflanzt hat. Wie Sie wissen, hat sich 
der Jüdische Nationalfonds am Krieg von 
1948 beteiligt und war sogar ein aktiver 
Partner beim Bevölkerungstransfer und 
bei der Zerstörung der Dörfer. Es ist eine 
Ironie, dass der Jüdische Nationalfonds 
heute in vielen westlichen Ländern als 
Wohltätigkeitsorganisation angesehen 
wird. Das Verbrechen wird also in eine 
Wohltätigkeitsorganisation umgewandelt. 

Jetzt fragen wir uns, was wir als nächs-
tes tun müssen. Die nächste Aufgabe be-
steht natürlich darin, die von Israel zer-
störten Häuser nach der Rückkehr der 
Flüchtlinge wieder aufzubauen. Beginnen 
wir mit einem Dorf, mit Al-Kastal. Jetzt 
müssen wir jeweils Al-Kastal auf dieser 
Folge von Dias ausfindig machen. Wir 
wissen alles über Al-Kastal zu verschie-
denen Zeitpunkten, bis das Dorf am Ende 
zerstört war. Nun sollten wir Al-Kastal 
neu aufbauen, aber an seinem alten Ort. 
Diese Aufgabe wurde von einem jungen 
Architekten namens Jazan Nasrallah über-
nommen, dessen Familie aus Al-Kastal 
stammt. Er hat Pläne gezeichnet, um das 
Haus seines Großvaters wiederaufzubau-
en. Er hat dafür den ersten Preis für den 
Entwurf des neuen Hauses in unserem 
jährlichen Wettbewerb für den Wieder-
aufbau zerstörter palästinensischer Dörfer 
gewonnen. Dieser Wettbewerb findet nun 
schon zum achten Mal statt. Bisher haben 
270 junge palästinensische Architekten 
Preise für Entwürfe für den Wiederaufbau 
dieser zerstörten Dörfer gewonnen. Bis-
her haben wir die Wiederaufbaupläne für 
60 zerstörte Dörfer fertiggestellt. Die Zu-
kunft Palästinas ist also vielversprechend. 

Wir kommen jetzt zu einem Fall, der 
sehr gut bekannt ist: Gaza. Gaza, das trot-
zige, das Stalingrad Palästinas, das größ-
te Konzentrationslager auf der Erde, die 
Heimat des hartnäckigen Widerstands. 
Sein Boden ist mit dem Blut von Kindern 
getränkt. Diese 214 Bilder erzählen von 
den jungen Menschen, die sich nach Hau-
se zurücksehnen. Sie wünschen sich, aus 
dem Konzentrationslager auszubrechen 
und nach Hause zurückzukehren. Im Kon-
zentrationslager leben 8.000 Menschen 
pro Quadratkilometer, und ihre Häuser 
sind von Siedlern besetzt, bei denen nur 
sieben Personen auf einem Quadratkilo-
meter leben. Das ist der Grund, warum 
einige von ihnen am 7. Oktober den Zaun 
durchbrachen, um heimzukehren. 

Ihr Land ist immer noch leer, wie Sie 
auf diesen Bildern sehen können. Bis heu-
te wurden 110.000 Palästinenser in Gaza 
getötet oder verletzt. Sie haben mit ihrem 
Blut für ihr Recht auf Heimkehr bezahlt. 
Und wir fragen: Wer hindert sie daran, 
nach Hause zurückzukehren? Wer okku-
piert ihr Land? Auf dieser Folie sehen Sie 
die Anzahl der Siedler auf ihrem Land. 
Sie befinden sich in 212 Siedlungen oder 
Kibbuzim. Aber ihre Bevölkerung, die Ge-
samtzahl der Siedler im südlichen Distrikt 
beträgt nur 150.000. Das ist weniger als 
in einem Flüchtlingslager in Gaza. Da ha-
ben wir es also: 150.000 Siedler auf dem 
Land von zwei Millionen Palästinensern, 
die jetzt als Flüchtlinge im Gazastreifen 
eingepfercht sind. Und es ist erstaunlich, 

dass diese Situation, diese Verletzung von 
Menschenrechten vielen Menschen im 
Westen, in Europa nicht bekannt ist. Was 
für eine Travestie der Gerechtigkeit. 

Nun will das israelische Militär die Pa-
lästinenser erneut aus Gaza vertreiben, in 
neue Flüchtlingslager fern ihrer Heimat, 
es will sie rauswerfen ohne Wiederkehr, in 
die Sinaiwüste. Das wird niemals gesche-
hen. Aber wenn Sie an Menschlichkeit 
glauben, wenn Sie an Gerechtigkeit glau-
ben, müssen Sie eine legale und gerechte 
Lösung suchen. Und ich frage Sie, sollen 
die Palästinenser Flüchtlinge in Lagern 
bleiben, oder sollen sie nach Hause zu-
rückkehren? Die Antwort liegt für mich 
auf der Hand. Die Siedler im Land der 
Palästinenser könnten entweder einen 
Platz im Land der Palästinenser mieten 
und dort friedlich leben oder in jüdische 
Gebiete um Tel Aviv ziehen. Nun, das 
sind mögliche und friedliche Antworten 
auf die Frage der vertriebenen Palästinen-
ser. Wir haben diese Übung gemacht, um 
zu sehen, ob es realisierbar wäre, wenn 
diese Siedler beschließen, nach Tel Aviv 
zu ziehen und das Gebiet der palästinen-
sischen Flüchtlinge aus Gaza zu räumen. 
Ist es möglich? Wir haben das untersucht. 
Und auf diesen Folien zeigen wir Ihnen, 
wie es gemacht werden kann. Wir teilen 
die Siedler in neun Konvois auf, die in 
Bussen, Autos oder mit Fahrrädern fahren 
können. Die Siedler werden nur 45 Minu-
ten brauchen, um Tel Aviv zu erreichen. 
Aber wenn sie das tun, wenn sie das Land 
der palästinensischen Flüchtlinge räu-
men, wird das zwei Millionen palästinen-
sischen Flüchtlingen aus 247 Dörfern die 
Möglichkeit geben, friedlich nach Hause 
zurückzukehren. 

Endlich, nach 76 Jahren des Wartens, 
würde Gerechtigkeit hergestellt, die Be-
stand hat, so wie es sein sollte. Aber all 
das erfordert die Umsetzung eines Kardi-
nalprinzips. Dieser Grundsatz ist unver-
zichtbar, einfach nicht verhandelbar und 
unumgänglich. Das ist die Abschaffung 
des Zionismus und aller seiner Kompo-
nenten: Kriegsverbrechen, Enteignung, 
Rassismus, Besatzung, Apartheid, Diskri-
minierung und Völkermord. 

Lassen Sie mich Ihnen etwas sagen, an 
das ich mein ganzes Leben lang geglaubt 
habe. Ich habe den Glauben, den uner-
schütterlichen Glauben, dass der Marsch 
der Gerechtigkeit sein Ziel erreichen wird. 
Ich glaube daran, dass dieses Kind nach 
Hause zurückkehren wird, trotz aller über-
wältigenden Gewalt gegen das wehrlo-
se palästinensische Volk und trotz des 
beispiellosen Völkermords, den Israel in 
Zusammenarbeit mit kolonialen Regie-
rungen vor den Augen der schweigenden 
Welt täglich auf grausame Weise begeht. 
Ich glaube, die Zukunft gehört der Ge-
rechtigkeit in Palästina. Aber Sie, jeder 
einzelne von Ihnen hat eine Pflicht. In 
Ihrem eigenen Haus. Bringen Sie Ihren 
Kindern bei, dass Palästina ihre Heimat 
und ihr Leben ist und immer sein wird. 
Sprechen Sie Tag und Nacht für Palästina. 
Hören Sie niemals auf. Lassen Sie sich in 
Ihrem deutschen Leben nicht einschüch-
tern. Sagen Sie Ihrer deutschen Regie-
rung, dass sie das Richtige tun soll. Sagen 
Sie ihr, dass Palästina nicht will, dass Sie 
Israel Atom-U-Boote geben. Und Paläs-
tina will nicht, dass Sie Israel Milliarden 
von Euro für Massenvernichtungswaffen 
geben. Palästina will gar nicht, dass Sie 
für das Land eintreten, sondern nur, dass 
Sie aufhören, sich dagegen zu wenden. 
Palästina will nicht, dass Sie schweigen, 
Palästina will nicht, dass Sie Tod und 
Zerstörung schicken. Beenden Sie Ihre 
Unterstützung dafür. 

Das ist das mindeste, das Deutschland 
aufgrund seiner Geschichte tun könnte. 
Verbreiten Sie die Wahrheit über Palästi-
na. Die Wahrheit? Wer hat Angst vor der 
Wahrheit? Nur die Schuldigen. Nur der 
Verbrecher hat Angst vor der Wahrheit. 
Palästina muss frei sein, vom Fluss bis 
zum Meer. Ich danke Ihnen sehr. 

7

n Fortsetzung von Seite 6 Salman Abu Sitta wurde 
1937 in Ma’in Abu Sitta 
im Bezirk Beerscheba im 
Mandatsgebiet Palästi-
na geboren. Im Zuge der 
Nakba wurde er 1948 
von dort vertrieben. Von 
Beruf Ingenieur, ist er 
vor allem für seine kar-
tographischen Arbeiten 
über Palästina und seine 
Arbeit über das Rück-
kehrrecht der Palästinen-
ser bekannt. Er ist Autor 
mehrerer Bücher und 
Hunderter Artikel und 
Abhandlungen, darunter 
»The Atlas of Palestine, 
1917–1966« (2010). Er 
ist Gründer und Präsi-
dent der Palestine Land 
Society. Bereits vor dem 
Palästina-Kongress war 
der Wissenschaftler und 
Autor als »Starredner der 
Israel-Hasser in Berlin« 
(Die Welt) diffamiert 
worden. Der Antisemitis-
musbeauftragte der Bun-
desregierung, Felix Klein, 
hatte ein Einreiseverbot 
für Abu Sitta gefordert. 
Bei der Auftaktveranstal-
tung des Kongresses am 
12. April stürmte die Po-
lizei während der Video
übertragung von Abu 
Sittas Vortrag die Bühne 
und schaltete den Strom 
im ganzen Gebäude ab. 
Begründet wurde dieses 
Vorgehen mit einem 
politischen Betätigungs-
verbot für den Wissen-
schaftler in Deutschland. 
Anschließend wurde der 
gesamte Kongress ver-
boten.

Übersetzung aus der 
englischsprachigen 
Videoaufzeichnung: jW 
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Vielen Dank an alle Teilneh-
mer und Organisatoren die-
ser Konferenz, die großartige 
Arbeit leisten – vor allem im 

Hinblick auf die Einschüchterung der pa-
lästinasolidarischen Bewegung. Ich fühle 
mich geehrt, unter Ihnen zu sein. 

Was die Frage des Völkermords be-
trifft, möchte ich im folgenden einiges 
klarstellen: »Genozid« wurde 1948 mit 
einem Rechtsvertrag  – der sogenannten 
Völkermordkonvention  – verboten. Die-
ser stellt fest, dass der Vorsatz zum Völ-
kermord aus zwei Teilen besteht: dem 
spezifischen, ein Volk aufgrund seiner 
Rasse, Ethnie, Nation oder Religion ganz 
oder teilweise zu vernichten, und den je-
weiligen Handlungen, die diesen Vorsatz 
erfüllen sollen. Hierzu gehören Massen-
tötungen, die Schaffung von Bedingun-
gen, die zur Zerstörung eines Volkes im 
Ganzen oder in Teilen führen sowie die 
Verhinderung von Geburten und die Ver-
letzung der körperlichen Unversehrtheit 
und der Würde. All diese Dinge ergeben 
zusammen, was man allgemein mit »Völ-
kermord« bezeichnet. 

In bezug auf die Konvention von 1948 
sollte man sich den Zeitpunkt vor Augen 
führen, als sie geschrieben wurde. Sie be-
schreibt ein Phänomen, das jeder Gruppe 
von Menschen passieren kann. Aber der 
Text wird vor allem mit dem Völkermord 
der Nazis an den europäischen Juden as-
soziiert. Dieses historische Ereignis hat 
den Völkermord als Verbrechen in einer 
Weise kanonisiert, die ihn eher zu einer 
Abweichung von als zu einem Merkmal 
der europäischen Kolonialkriege machte. 

Das hat dazu geführt, dass Europa in 
gewisser Weise von einem Großteil der 
begangenen Verbrechen auf der ganzen 
Welt entlastet und freigesprochen wird. 

Das umfasst unter anderem den transat-
lantischen Sklavenhandel und den Völker-
mord an indigenen Völkern in den Sied-
lerkolonien – von den USA über Kanada 
bis Neuseeland und Australien  – sowie 
die Völkermorde im Nahen und Mittleren 
Osten. Diese Kritik haben viele post- und 
antikoloniale Denker vorgebracht. Der 
aus Martinique stammende Autor Aimé 
Césaire stellte einst heraus, dass Adolf 
Hitler den Völkermord als besondere Art 
der Gewalt gelernt und später perfektio-
niert hat, indem er dieses Verbrechen in 
den deutschen und anderen europäischen 
Kolonien studierte. 

Durch das Verbrechen des Völker-
mords soll der Siedlerzivilisation ihre 
neue Identität geschmiedet und Reichtum 
angehäuft werden. Césaire bezeichnet 
das als »Boomerang Effect«. Der Völker-
mord wurde nicht innerhalb von Europa, 
sondern in der kolonialen Peripherie ge-
boren. Er richtete sich zunächst gegen 
braune und schwarze Menschen, wird 
aber nicht als Verbrechen angesehen. Das 
geschieht erst, wenn er innerhalb Europas 
stattfindet. 

Angesichts der Tatsache, dass im ver-
gangenen halben Jahr allein 14.000 pa-
lästinensische Kinder getötet wurden, 
könnte diese Tatsache momentan nicht 
anschaulicher sein. Über diese toten Kin-
der gibt es keine moralische Empörung. 
Dazu braucht es erst die Tötung von sie-
ben humanitären Mitarbeitern auslän-
discher Nationen durch die israelische 
Armee. Ganz so, als ob all die Angriffe, 
das Filmmaterial, die Zeugenaussagen 
nicht ausreichen würden, um zu beweisen, 
dass Israel Palästinenser als solche ins 
Visier nimmt. Die Gewalt wird erst zum 
Problem, wenn sie sich gegen Personen 
außerhalb des globalen Südens richtet. 
Das sollte man, auch im Hinblick auf die 
Grenzen der Völkermordkonvention, im 
Hinterkopf behalten. 

Daneben gibt es im europäischen Be-
wusstsein noch ein zweites Problem. An-
statt Völkermorde nach den in der Kon-
vention dargelegten Punkten zu charakte-
risieren, muss ein Völkermord in gewisser 
Weise analog zum Genozid der Nazis 
sein, um als solcher wahrgenommen zu 
werden. Das ist grundfalsch und eine feh-
lerhafte Form juristischer Logik. Viele 
Leute haben aggressiv behauptet, dass es 
sich im Gazastreifen nicht um einen Völ-
kermord handeln könne, weil »nicht ge-
nügend Menschen getötet worden seien«. 
Nun, 35.000 getötete Palästinenser in 
sechs Monaten, der gesamte Gazastreifen 
zerstört, nur eine einzige noch stehen-
de Stadt, verhungernde Menschen, eine 
überwältigende Anzahl von Menschen, 
die nicht einmal Toiletten benutzen kön-
nen, was aufgrund mangelnder Hygiene 
zu vermeidbaren Krankheiten führt – all 
diese Bedingungen sind eindeutig ge-
schaffen worden, um ein Volk ganz oder 
teilweise zu vernichten; in diesem Fall 

»teilweise«, da die Palästinenser in Ga-
za Teil eines größeren palästinensischen 
Volkes sind. 

Und doch wird behauptet: »35.000 
sind nichts im Vergleich zu den sechs Mil-
lionen Juden.« Das ist eine Beleidigung, 
juristisch inakkurat und widerspricht der 
Rechtsprechung. Nach dem Genozid in 
Ruanda 1994 wurde festgehalten, dass die 
Schaffung von Bedingungen, die zur Ver-
nichtung eines Volkes führen, dem Tat-
bestand des Völkermords gleichkommt. 
Außerdem ist auch die Aufstachelung 
zum Völkermord ein Verstoß gegen die 
Konvention. Die Völkermordkonvention 
ist auch nicht dazu gedacht, das Verbre-
chen des Genozids zu bestrafen. Sie ist 
dazu gedacht, Völkermord zu verhindern. 
Selbst wenn also »noch nicht genug Men-
schen« getötet wurden, ist die Idee nicht, 
zu warten, bis wir »die richtige Zahl« 
erreichen, sondern: eine noch höhere Zahl 
zu verhindern! Alles andere verfehlt den 
Sinn und die Verpflichtungen dieses Ver-
trags. 

Der dritte Punkt, den ich ansprechen 
möchte, ist, dass die Konvention buch-
stäblich im Schatten der palästinensischen 
Nakba (»Katastrophe« der Palästinenser 
im Zuge der israelischen Staatsgründung, 
jW) verabschiedet wurde und diese in 
einer Weise normalisiert, dass dieses ur-
sprüngliche Verbrechen in Palästina als 
Völkermord anerkannt werden kann  – 
letztlich verhindert sie diese Anerken-
nung sogar explizit. Erstens, weil die Pa-
lästinenser, denen ihre Selbstbestimmung 
genommen wurde, die Völkermordkon-
vention nicht unterzeichnen können. Und 
zweitens, weil genau das Land und die 
paramilitärischen Kräfte, die der Grün-
dung dieses Landes vorausgingen, das zur 
Rechenschaft gezogen werden sollte, als 
»westliche Wiedergutmachung« für den 
Völkermord an den europäischen Juden 
angesehen wird und daher unmöglich als 
das erste im Sinne der Konvention ange-
klagte Land akzeptiert werden kann. 

Wir wussten bereits in der ersten Wo-
che nach dem 7. Oktober, was folgen wür-
de. Allein in dieser ersten Woche wurden 
6.000 Bomben über dem Gazastreifen 
abgeworfen. Joaw Gallant (Verteidi-
gungsminister, jW) und Isaac Herzog 
(Staatspräsident, jW) haben ihre Absich-
ten offen mitgeteilt. Alle Zitate, die von 
der südafrikanischen Rechtsabteilung 
in der Völkermordklage vor dem Inter-
nationalen Gerichtshof (IGH) angeführt 
wurden, stammen aus eben jener Woche. 
Die südafrikanischen Vertreter zeigten 
eine Karte, auf der die Intention zu er-
kennen war, 1,1 Millionen Palästinenser 
aus dem Norden des Gazastreifens in den 
Süden zu transferieren. Aufgrund unserer 
Unfähigkeit zu erkennen, was dort vor 
sich geht, sind nun sechs Monate ver-
gangen, ohne dass sich etwas geändert 
hat. Monate nach der IGH-Entscheidung 
werden wir immer noch durch diese Völ-

kermorddiskussionen abgelenkt. Als ob 
die israelische Offensive – wie man uns 
weismachen will – in irgendeiner Weise 
»legitim« sei. 

Schande über uns alle. Wir sollten uns 
schämen, nicht zu erkennen, dass das, 
was den Palästinensern widerfährt, ein 
Völkermord ist. Dass wir nicht in der 
Lage sind, ihnen zu helfen. Aufgrund 
des antipalästinensischen Rassismus, 
der dieses Leid »erträglich« zu machen 
scheint. Wir alle sollten uns schämen, 
dass wir auch nur daran denken, diese 
Formen der Kriegführung – die, offen ge-
sagt, dem Zweiten Weltkrieg vorausginge 
und ihn kennzeichneten; gegen die nicht 
nur die Völkermordkonvention, sondern 
auch das Kriegsvölkerrecht erlassen wur-
de  – als »rechtfertigbar« zu erachten. 
Und jetzt soll kein einziges dieser Geset-
ze anwendbar sein? 

Es gibt Mitglieder des US-Kongresses, 
die meinen, dies alles sei noch nicht ge-
nug! Es gibt solche, die eine Atombombe 
auf ein wehrloses Volk abwerfen wollen, 
das nicht einmal einen Flughafen hat, 
oder irgendeine andere Möglichkeit, er-
neut zu flüchten. All das, um zu »lösen«, 
was für den globalen Norden schlicht als 
»Problem« gesehen wird: unsere Exis-
tenz. Hier geht es also nicht um Recht. Es 
handelt sich um das fortbestehende kolo-
niale Erbe, das uns weiterhin prägt, und 
um einen tief verwurzelten Rassismus, 
der nicht überwunden wurde. 

Die Debatte, ob es sich um einen Völ-
kermord handelt, ist in erster Linie zu 
einer Ablenkung geworden. Wir sollten 
endlich damit aufhören. Denn wenn man 
es nicht Völkermord nennen will, dann 
muss man es eben anders nennen. Auch 
wenn man es lediglich »Krieg« nennen 
möchte: Man muss zumindest erkennen, 
dass diese Kriegführung, zu der Kriegs-
verbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschheit gehören, schlicht inakzepta-
bel ist. Selbst wenn man den Palästinen-
sern sogar die Schuld an ihrem eigenen 
Tod geben wollte: An irgendeinem Punkt 
muss man einsehen, dass die israelische 
Armee entweder unfähig oder unethisch 
ist und zurückgepfiffen werden muss. 

»Ist Deutschland 
mitschuldig an einem 
Völkermord in Gaza?«
Die Debatte, ob es sich in Gaza um einen Genozid handelt, lenkt von der Frage 
ab, wie ein solcher verhindert werden kann. Von Noura Erakat

Noura Erakat ist Men-
schenrechtsanwältin 
und außerordentliche 
Professorin an der 
Rutgers University, New 
Brunswick, in der Abtei-
lung für Africana Studies 
und im Programm für 
Strafjustiz. Sie ist Mitbe-
gründerin und Redakteu-
rin des Onlinemagazins 
Jadaliyya zum Nahen 
Osten.
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Doch sollte man noch nicht einmal in der 
Lage sein, das einzusehen, dann muss 
man sich dieses Volkes doch zumindest 
erbarmen. 

Die eigentliche Frage ist nicht, wie 
das, was dort geschieht, genannt werden 
sollte, sondern ob wir zulassen können, 
dass es weitergeht. Selbst wenn man auf 
den Völkermordvorwurf verzichtet, muss 
die israelische Armee dazu gezwungen 
werden, aufzuhören! Es handelt sich um 
eine unfähige Armee, die nicht einmal 
vernünftige Tik-Tok-Videos drehen kann. 
Diesen Soldaten erlaubt man, sich mit 
geplünderter Frauenunterwäsche zu ver-
kleiden, Moscheen als »Geburtstags- und 
Verlobungsgeschenke« in die Luft zu ja-
gen, wie selbstverständlich zu foltern, mit 
Bulldozern Leichen aufzusammeln, wäh-
rend Lieder gesummt werden, und auf 
Kinder zu schießen, als wären sie Vögel. 
Für wen ist das nicht erschreckend? Was 
spielt es für eine Rolle, welchen Namen 
man diesen Verbrechen gibt? 

Aber die IGH-Entscheidung hat einen 
Effekt. Wenn Juristen nicht ausreichen, 
wenn Sonderberichterstatter nicht ausrei-
chen, wenn Experten nicht ausreichen, 
wenn Völkermordforscher nicht ausrei-
chen, wenn die Palästinenser selbst nicht 
ausreichen, dann sollte doch der IGH aus-
reichen, der sowohl die Plausibilität des 
Schutzes der Palästinenser vor Völker-
mord als auch die Plausibilität der Klage 
Südafrikas feststellte. Das Ziel der Völ-
kermordkonvention ist, wie oben bereits 
angemerkt, einen Völkermord zu verhin-
dern  – und nicht: das Verbrechen des 
Genozids nachträglich zu bestrafen. Die 
Länder, die ein solches Verbrechen unter-
stützen, müssen dazu gebracht werden, 
sich an die Konvention zu halten. Das hat 
zum Teil funktioniert. Mehrere Staaten 
haben Waffenlieferungen ausgesetzt, ihre 
diplomatischen Beziehungen beendet und 

Folgeklagen eingereicht. Die Entschei-
dung des IGH unterstützt also Menschen, 
sich für den Waffenstillstand einzuset-
zen, den wir brauchen. Südafrika hat das 
höchste Gericht der Welt dazu gebracht 
festzustellen, dass es sich hier nicht bloß 
um eine »Diskussion« handelt. Es gibt ge-
nügend Hinweise, die darauf hindeuten, 
dass es sich um Völkermord handelt. Also 
muss er verhindert werden! 

Die Entscheidung des IGH hat noch 
eine zweite Folge: Sie trägt dazu bei, den 
sich ausweitenden Bruch zwischen dem 
globalen Norden und dem globalen Süden 
zu kristallisieren. Das war anschaulich, 
als Deutschland die Rechtsprechung des 
IGH und seine Feststellungen ablehnte. 
Ein inzwischen verstorbener namibischer 
Präsident erklärte einmal, dass Deutsch-
land nicht in der Lage ist, festzustellen, 
was einen Völkermord darstellt und was 
nicht, wenn es noch nicht einmal denje-
nigen an den Herero und Nama zwischen 
1904 und 1908 gesühnt hat. Früher wie 
heute sind Deutschland und andere ehe-
malige Kolonialmächte, die völkermörde-
rische Kriege gegen schwarze und braune 
Menschen geführt haben, ungeeignet fest-
zustellen, was moralisch, gerecht, oder 
ethisch ist. Das alles hat der von Südafri-
ka angestoßene Fall in den Vordergrund 
gerückt. 

Die Kontextualisierung des laufen-
den Feldzugs gegen die Palästinenser 
im Gazastreifen muss in Verbindung mit 
dem Siedlerkolonialismus verstanden 
werden. Dies führt uns zu den Konzep-
ten von »langsamer« versus »schneller«, 
»heißer« versus »kalter« Gewalt: slow 
violence, fast violence, hot violence, cold 
violence. Diese Kontextualisierung bringt 
zum Vorschein, dass die Entfernung und 
die Eliminierung des einheimischen Vol-
kes eine konstitutive Form der Gewalt und 
Strategie in der zionistischen territorialen 

Konsolidierung und völkermörderischen 
Expansion ist. Diese Eliminierung fin-
det statt durch die Verhinderung von Ge-
burten, die Tötung von Menschen durch 
Massaker, die erzwungene Assimilation 
nicht nur in die israelische sondern auch 
in andere arabische Gesellschaften. Die 
palästinensische nationale Identität wird 

negiert. All diese Phänomene kommen 
einem Völkermord gleich. 

Wir können nur angemessen verste-
hen, was derzeit geschieht, wenn wir die 
vergangenen 76 Jahre betrachten. Wenn 
man die Geschichte erst am 7. Oktober be-
ginnen lässt, dann dreht sich die Debatte 
nur noch darum, dass Israel Palästinenser 
nicht als solche ins Visier nimmt, sondern 
auf Grund ihrer Taten. Das heißt, dass sie 
verfolgt werden wegen dem, was sie am 
7. Oktober getan haben – und nicht we-
gen dem, was sie sind: Palästinenser, die 
durch ihre bloße Existenz die zionistische 
Siedlerherrschaft bedrohen. Wie kann 
man also zum Kern der Sache vordringen, 
wenn man diesen Kontext nicht kennt? 

Hier ist die Nakba, theoretisiert als zen-
trales internationales Verbrechen, dessen 
konstitutives Element die Aneignung des 
Selbstbestimmungsrechts ist, hervorzuhe-
ben  – siehe beispielsweise die Arbeiten 
des Rechtswissenschaftlers Rabea Egh-

bariah unter Berufung auf Fayez Sayegh. 
Wenn Apartheid auf rassische Vorherr-

schaft ausgerichtet ist und Völkermord 
auf Zerstörung, dann ist die Nakba auf 
die Unterdrückung der Selbstbestimmung 
ausgerichtet. Die Nakba ist nicht durch 
ein einzelnes Element gekennzeichnet, 
sondern zu ihr gehören ethnische Säube-

rung genauso wie Völkermord und Apart-
heid. Das müssen wir der Welt vermit-
teln. Zunächst besteht sie aus »ethnischer 
Säuberung« und Vertreibung, wird dann 
durch Apartheid konsolidiert und regu-
liert, um diese Vorherrschaft aufrechtzu-
erhalten und die Beseitigung der Indige-
nen fortzusetzen. Und am Höhepunkt des 
Scheiterns dieser langwierigen Eliminie-
rung der indigenen Gesellschaft steht der 
unverhohlene Einsatz völkermörderischer 
Gewalt mit fortgeschrittenen Waffentech-
nologien und nicht existierenden »roten 
Linien«. Unter Beifall von Kolonial-, 
Siedlerkolonial- und Atommächten, die 
uns nur als ein »Problem« sehen, das es 
zu verwalten – und nun: zu beseitigen – 
gilt. 

Diese Staaten sehen uns nicht. Und 
wir sollten nicht darauf warten, dass sie 
uns sehen, denn wir sehen uns selbst. Wir 
sehen uns, wie wir Freiheit und Befreiung 
fordern. 

Demonstration für ein Ende deutscher Waffenlieferungen an Israel (Berlin, 20.4.2024) IMAGO/MIDDLE EAST IMAGES

Wir können nur angemessen 
verstehen, was derzeit geschieht, 
wenn wir die vergangenen  
76 Jahre betrachten.

jW-Übersetzung aus 
dem Englischen nach 
dem Videomitschnitt 
unter https://kurzelinks.
de/Erakatrede
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Es freut mich sehr, mit euch 
heute reden zu können, auch 
wenn das leider nur per Video 
möglich ist und nicht persön-

lich, wie geplant. Mein Name ist Dror 
Dayan, ich bin Filmemacher und Akade-
miker. Und ich bin auch in der Palästina-
Solidaritätsbewegung aktiv, sowohl in 
Berlin als auch in Großbritannien. Ich 
wurde darum gebeten, heute darüber zu 
sprechen, warum Deutschland so eine 
bedingungslose Unterstützung für den 
Zionismus betreibt. Dieses Thema ist im-
mer wichtig, aber nach dem, was bei dem 
Kongress passiert ist, haben wir jetzt 
eine konkrete und klare Demonstration 
dafür, wie und in welchem Maß Deutsch-
land den Genozid in Gaza und den Zio-
nismus unterstützt, auch hier im Lande. 
Es ist wichtig, darüber zu sprechen, war-
um es so ist.

Eine wichtige Sache möchte ich schon 
vorwegnehmen: Wir hören oft die Parole 
»Free Palestine from German Guilt.« Sie 
ist gut gemeint, aber meiner Meinung 
nach fehlgeleitet. Ich versuche zu zeigen, 
warum das eine ideologische Falle ist, 
und versuche, sie zu durchdringen.

Wir wissen: Zionismus ist Staatsrä-
son. Das hat Bundeskanzlerin Angela 
Merkel schon 2008 vor der Knesset ge-
sagt. Diese Rede gilt manchmal als die 
Geburtsstunde der jetzigen Diskussion. 
In dieser Rede ist nichts Neues, aber sie 
verkörpert viel. Zum 15. Jahrestag dieser 
Rede sollen wir sie wieder genauer an-
schauen.

Wir überspringen das peinliche Vor-
wort auf Hebräisch. Denn in guter deut-

scher Tradition lernt jeder Deutsche, der 
nicht Nazi sein will, ein paar Worte auf 
Hebräisch, oft Schalom und Schoah, 
und möchte damit prahlen. Das hat auch 
Merkel vor der Knesset gemacht.

Bevor wir zur Frage der Staatsräson 
kommen, heißt es in der Rede: »Für mich 
steht außer Frage: Israel und Deutsch-
land, Israel und Europa sind solche Part-
ner – verbunden durch gemeinsame Wer-
te, verbunden durch gemeinsame He-
rausforderungen und verbunden durch 
gemeinsame Interessen. Denn Stabilität, 
wirtschaftliche Prosperität, Sicherheit 
und Frieden in Europa wie in dieser 
Region sind in unserem beiderseitigen 
Interesse.« Wenn westliche Politiker von 
Sicherheit und Frieden reden, dann entsi-
chere ich meine Browning, wie die Deut-
schen sagen. Aber hören wir weiter zu – 
was sah Merkel als die gemeinsamen 
Werte und Interessen des deutschen Im-
perialismus und des zionistischen Kolo-
nialprojekts an? Denn das ist angesichts 
der jetzigen Situation um so relevanter:

»Wenn der Iran in den Besitz der Atom-
bombe käme, dann hätte das verheerende 
Folgen  – zuerst und vor allem für die 
Sicherheit und Existenz Israels, dann 
für die gesamte Region und schließlich, 
weit darüber hinaus, für alle in Europa 
und der Welt, für alle, denen die Werte 
Freiheit, Demokratie und Menschenwür-
de etwas bedeuten. Das muss verhindert 
werden.« Nicht Schoah, eigentlich auch 
nicht Palästina – es geht um Iran und die 
Sicherheit in der Region. Ein weiterer 
wichtiger Punkt, den Merkel deutlich 
machte, ist, dass diese gemeinsamen 
Werte und Interessen völlig unabhängig 
von den Werten und Interessen der Be-
völkerung und Gesellschaft sind:

»Wie gehen wir damit um, wenn in 
Umfragen eine deutliche Mehrheit der 
Befragten in Europa sagt, die größere 
Bedrohung für die Welt gehe von Israel 
aus und nicht etwa vom Iran? Schre-
cken wir Politiker in Europa dann aus 
Furcht vor dieser öffentlichen Meinung 
davor zurück, den Iran mit weiteren und 
schärferen Sanktionen zum Stopp seines 
Nuklearprogramms zu bewegen? Nein, 
wie unbequem es auch sein mag, genau 
das dürfen wir nicht.«

Und deswegen heißt es ja auch Staats-
räson  – weil eine Staatsräson fest und 
unabhängig vom Willen der Bevölkerung 
ist. Es ist egal, was wir als Staatsbürger 
Deutschlands wollen, die Staatsräson hat 
immer Priorität. Und jetzt zum High-
light:

»Jede Bundesregierung und jeder 
Bundeskanzler vor mir waren der be-
sonderen historischen Verantwortung 
Deutschlands für die Sicherheit Israels 
verpflichtet. Diese historische Verant-
wortung Deutschlands ist Teil der Staats-
räson meines Landes. Das heißt, die Si-
cherheit Israels ist für mich als deutsche 
Bundeskanzlerin niemals verhandelbar.« 
Das kennen wir meistens wahrscheinlich 

schon, aber es ist vielleicht auch wichtig 
zu merken, wie der Absatz endet: »Die 
Bundesregierung wird sich dabei, wenn 
der Iran nicht einlenkt, weiter entschie-
den für Sanktionen einsetzen.« Es geht 
also bei dieser Staatsräson oder mindes-
tens bei dieser Rede nicht um irgendeine 
abstrakte »Sicherheit«, sondern um kon-
krete imperialistische Maßnahmen.

Was lernen wir aus dieser Fallstudie? 
Wir müssen immer diese »Werte« und 
vor allem »Interessen« untersuchen. 
Merkel sagt deutlich, die Gefahren für 
das zionistische Projekt sind auch Gefah-
ren für Europa und »die Welt« – damit 
meint sie die NATO-Staaten und nicht 
etwa Kuba oder Venezuela. Es ist kein 
Geheimnis und keine Verschwörungsthe-
orie, dass Israel, auch wenn es manch-
mal aus der Reihe tanzt und eigene Zie-
le verfolgt, immer noch ein Bollwerk 
des Imperialismus im Nahen Osten ist. 
Das sollte die Basis für jegliche Ana-
lyse des Zionismus sein. Das bedeutet, 
dass wir solche Fragen, die wir uns an 
diesem Wochenende stellen – oder stel-
len wollten, bevor Deutschland es uns 
mit Gewalt verboten hat  –, ständig im 
Zusammenhang mit der geopolitischen 
Situation in der Region sehen müssen. 
Und die vergangenen sechs Monate ha-
ben uns auch deutlich gezeigt, dass es 
eigentlich nur Akteure aus der Region 
sind, die sowohl den Willen als auch die 
Möglichkeit haben, den Preis des Geno-
zids für den Zionismus teuer zu machen. 
Das sehen wir im Jemen, im Iran oder 
am Widerstand im Südlibanon.

Also müssen wir uns fragen, welche 
Rolle die Beziehungen zwischen der 
BRD und dem zionistischen Projekt in 
der Region spielen. Und weil Imperialis-
mus eben Imperialismus ist, geben uns 
die wirtschaftlich-militärischen Aspekte 
dieser Beziehungen, und vor allem die 
Rüstungsexporte, einen Hinweis dafür.

Ich möchte nicht zu detailliert über 
Rüstungsexporte sprechen, da wir einige 
sehr gute Genossen haben, die sich damit 

viel besser auskennen und die darüber 
berichten können. Die meisten hier wis-
sen wahrscheinlich, dass Deutschland 
der zweitgrößte Lieferant von Waffen 
an das zionistische Projekt ist, und dass 
die Rüstungsexporte sich seit Beginn des 
Genozids in Gaza fast verzehnfacht ha-
ben  – also auch sehr relevant für den 
jetzigen Genozid und Deutschlands 
Komplizenschaft dabei sind. Aber wie 
bei allem, worüber wir hier sprechen, 
fing auch hier die Weltgeschichte nicht 
am 7. Oktober an, sondern vor Jahrzehn-
ten. Und da will ich über zwei wichtige 
Aspekte der militärischen Zusammenar-
beit und der Exporte sprechen, die stark 
miteinander verbunden sind. Ich möchte 
diese kurz unter die Lupe nehmen, da sie 
ein sehr gutes Beispiel sind für das, was 
Merkel »gemeinsame Interessen« nennt: 
Das sind der Verkauf von U-Booten und, 
noch wichtiger, das israelische Nuklear-
programm.

Im Januar 2022 hat Israel drei »Dakar«-
U-Boote von Thyssen-Krupp im Wert 
von drei Milliarden Euro bestellt, zusätz-
lich zu drei »Dolphin«-U-Booten, die 
die BRD in den 90ern an Israel geliefert 
und zum großen Teil selbst finanziert 
hat. 2006 kamen noch zwei U-Boote 
dazu, im Wert von 1,3 Milliarden Euro. 
Schon allein das ist ein ziemlich großes 
Geschäft, das uns zeigt, dass es hier min-
destens genauso viel um Geld geht wie 
um die Uniform, die noch im Schrank 
von Opa hängt. Aber dann müssen wir 
uns auch die Frage stellen, wozu eine Ar-
mee, deren Hauptaktivitäten in der Bom-
bardierung von Kindern aus der Luft 
oder dem Schikanieren von Arbeitern an 
Checkpoints besteht, mehrere atomwaf-
fenfähige U-Boote benötigt.

Nuklear-U-Boote sind der dritte und 
vielleicht wichtigste Teil einer sogenann-
ten »Nuclear Triad« – die Möglichkeit, 
Atomwaffen vom Boden, aus der Luft 
und aus dem Meer abzufeuern. Sie bie-
ten die Möglichkeit, sich im Meer zu 
verstecken, beispielsweise im Persischen 
Golf, und von dort aus Raketen abzufeu-
ern. Deswegen sind sie auch so wichtig 
für den sogenannten »Second Strike«, 
einen nuklearen Schlag nach einem er-
folgreichen nuklearen oder anderen gro-
ßen Angriff auf das eigene Territorium. 
Die deutschen U-Boote erlauben dem 
zionistischen Projekt also, fast überall in 
der Region mit Atomwaffen anzugreifen, 
was es natürlich schwieriger für ein Land 
wie Iran macht, beispielsweise auf zio-
nistische Terrorangriffe wie neulich auf 
das Konsulat in Damaskus zu reagieren.

Aber atomwaffenfähige U-Boote brau-
chen auch Atomwaffen, und Deutschland 
hat sehr viel zur Herstellung dieser Waf-
fen beigetragen. Die Zeitung Die Welt, 
sicher keine Freundin der Verdammten 
dieser Erde, hat 2015 eine Recherche 
darüber veröffentlicht, wie Deutschland 
das Atomprogramm Israels mitfinanzier-
te. Laut dem Bericht finanzierte West-
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deutschland schon 1961 die Anlage in 
Dimona in der Wüste Naqab, getarnt 
als Beitrag »zur Entwicklung des Ne-
gev« – das ist der zionistische Name der 
Naqab –, beschlossen durch Ben-Gurion 
und Adenauer und geführt heimlich und 
ohne Beteiligung von Bundestag und 
Kabinett unter dem Decknamen »Akti-
on Geschäftsfreund«. Das alles erlaubt 
Deutschland, einen atomschlagsfähigen 
Verbündeten in der Region zu haben, 
ohne selbst die Verantwortung für den 
roten Knopf tragen zu müssen. Deutsche 
U-Boote mit deutschen Waffen, dieses 
Mal aber ohne deutsche Schuld. Also 
viel mehr als ein historisches schlechtes 
Gewissen wegen Opa sehen wir hier geo
politische Interessen  – die praktischer-
weise wieder gemeinsame Interessen 
sind, wie Merkel sagt.

Heute aber fließen ja die Waffen nicht 
nur in eine Richtung, da wir jetzt be-
kanntlich eine »Zeitenwende« erleben 
und dafür ausgerüstet sein müssen. Der 
NATO-Stellvertreterkrieg in der Ukraine 
pusht den EU-Imperialismus auf Hoch-
touren. So fließen jetzt drei Milliarden 
Euro wieder in die andere Richtung, weil 
die BRD von Israel »Arrow 3« Abwehrra-
keten kauft, in einem weiteren Ausdruck 
gemeinsamer Werte und Interessen. Die-
se Raketen kamen auch bei den letzten 

Vergeltungsaktionen Irans zum Einsatz. 
Dazu erklärte der israelische Kriegsmi-
nister Joaw Gallant während des Deals in 
Berlin: »Heute sind wir mehr denn je von 
gemeinsamen Bedrohungen betroffen. 
Der iranische Fingerabdruck ist überall 
zu sehen.« Laut Bericht der Times of 
Israel bezieht er sich hier »auf iranische 
Stellvertreter an Israels Grenzen als auch 
auf den Verkauf iranischer Drohnen an 
Russland, mit denen das Schlachtfeld in 
der Ukraine beschossen wird«. Gemein-
same Feinde, gemeinsame Interessen, 
gemeinsame Werte. Gallant fügte auch 
hinzu, dass diese Waffensysteme nur an 
Staaten verkauft werden, die Israels In-
teressen vertreten. Boris Pistorius sagte 
dazu: »Wir würden ›Arrow 3‹ gerne in 
den umfassenden Verteidigungsschild 
der NATO einbinden, damit unsere 
Nachbarn davon profitieren können.« 
Damit meint er andere NATO-Staaten. 
Wenn Gallant sich nach so einem Deal 
an »Gleis 17« fotografieren lässt, geht es 
um die NATO und nicht um Auschwitz.

Ich hoffe, all das macht es deutlicher, 
worum es bei der Unterstützung des zi-
onistischen Projekts seitens der BRD 
geht. Dann wird auch die Repression 
gegen die Palästina-Solidarität klarer. 
Es ist wichtiger, über diese Aspekte zu 
reden als über deren ideologische Tar-

nung wie »historische Verantwortung« 
oder andere Lügen. Die Ideologie ist nur 
eine Waffe der Herrschenden, um die 
materielle Realität zu verteidigen und 
aufrechtzuerhalten oder zu verschleiern. 
Aber es ist natürlich auch wichtig, über 

diese Waffe zu sprechen, da viele von 
uns dieser Repression ausgesetzt sind. 
Und es ist wichtig, anzumerken, dass 
auch dies nicht am 7. Oktober begonnen 
hat. Verbote von Nakba-Demos hatten 
wir schon in den Jahren davor. Heute 
werden Leute wegen »From the River to 
the Sea – Palestine will be Free« festge-

nommen – eine Parole, die unbedingt zu 
verteidigen ist, da sie nichts außer glei-
che Rechte für alle Menschen im Lande 
fordert. Aber vor zehn Jahren war es die 
Parole »Kindermörder Israel«. Vielleicht 
haben wir heute mehr mit institutioneller 

Repression zu tun, mit der Kündigung 
von Journalisten, mit Ausladungen, dem 
Streichen von Geldern. Aber es war nie 
besonders einfach, hier palästinasolida-
risch zu sein. Und natürlich sind Institu-
tionen der Kultur und Medien die Haupt-
träger der Staatsideologie, vor allem 
wenn sie vom Staat finanziert werden.

Verzweiflung, Hunger und Angst: palästinensische Kinder  in Gaza Stadt (27.3.2024) IMAGO/ZUMA WIRE

Überarbeitete Fassung 
des Vortrags von Dror 
Dayan für den Palästina-
Kongress
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der Herrschenden, um die 
materielle Realität zu verteidigen 
und aufrechtzuerhalten oder  
zu verschleiern.
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Schönwetter machenTürkischer Außenminister will in Brüs-
sel EU-Sanktionen abwenden. Entspannung deutet sich an

Aufklärung einfordernKampagne »Entnazifizierung jetzt!« mit Recherchen über rechte Netz-
werke in deutschen Behörden

Rassismus bekämpfenBelgien: Erneut nichtweißer Mann in Brüssel gestorben. Hinterbliebe-
ne sehen Schuld bei Polizei

Debatte reklamierenVenezuela: Feministische Kollek-tive gegen Paragraphen zu Schwangerschaftsabbrüchen

D er heutige Tag markiert einen bedeutenden Schritt für eine Welt ohne Atomwaffen – und 
die Bundesregierung will ihn partout 
nicht mitgehen. Am Freitag tritt der 
UN-Vertrag für ein Verbot von nuklea-
ren Massenvernichtungswaffen in Kraft, 
nachdem ihn nun mehr als 50 Staaten 
ratifiziert haben. Doch in Berlin hat 
man die Bombe offenbar lieben gelernt. 
Um sich am Verbotsvertrag nicht betei-
ligen zu müssen, vertritt das Auswärtige 
Amt nach wie vor die Position, dass das 
bestehende Nichtverbreitungsabkom-
men das wirksamere Instrument sei.Aus dem neuen UN-Vertrag ergebe 

sich angeblich eine nachrangige Be-
handlung bestehender Verpflichtungen, 
wie es in der Antwort auf eine Anfrage 
der Bundestagsfraktion von Die Linke 
heißt, aus der dpa am Donnerstag zitier-
te. In dem Schreiben macht Staatssekre-
tärin Antje Leendertse demnach deut-
lich, dass die Bundesregierung das neue 
Vertragswerk sogar für kontraproduktiv 
hält. Die dort festgeschriebene Ächtung 
von Atomwaffen habe »die Abrüstungs-
bereitschaft der Nuklearwaffenstaaten 
nicht erhöht, sondern tendenziell zur 
Verhärtung des Abrüstungsdialogs bei-
getragen«.

Das Inkrafttreten des Verbotsver-
trags sei der »Beginn der Veränderung 
der Debatte«, sagte hingegen Anne Bal-
zer von der Internationalen Kampag-
ne zur Abschaffung von Atomwaffen 
(ICAN) am Donnerstag während einer 
Pressekonferenz. Die aus Genf zuge-
schaltete internationale Geschäftsfüh-
rerin von ICAN, Beatrice Fihn, forderte 
Berlin dazu auf, den Verbotsvertrag zu 
ratifizieren. Andernfalls sei die Position 
der BRD nicht mehr im Einklang mit 
internationalem Recht. Die Stationie-
rung von Atomwaffen auf Bundesge-

biet mache zudem Deutschland zum 
Angriffsziel für Nuklearschläge, sollte 
es zum Krieg kommen. Der Medizi-
ner Alex Rosen, Vorstandsmitglied der 
deutschen Sektion der IPPNW (Inter-
nationale Ärzte für die Verhütung des 
Atomkrieges), warnte vor den verhee-
renden, globalen Folgen selbst regional 
begrenzter Atomkriege.Die Haltung der Bundesregierung, 

wonach nukleare Abrüstung nur in Ko-
operation mit Atommächten erreichbar 
sei, verglich die ICAN-Geschäftsführe-
rin auf Nachfrage mit der Regierungs-
position in der Klimapolitik. Sobald es 
ums Handeln ginge, sei es »plötzlich 
nicht mehr so einfach, sich zu bewe-

gen«, sagte Fihn. »Wenn Deutschland 
sich nicht rührt, ist es sehr schwer, die 
Nuklearstaaten zu überzeugen«. Die 
»Stockholm-Initiative«, zu der sich die 
BRD und 15 andere Länder zusammen-
geschlossen haben, maskiere jedenfalls 
nur die Tatenlosigkeit jener Regierun-
gen. Anlässlich eines Treffens der zur 
Stärkung des Nichtverbreitungsvertrags 
gegründeten Gruppe in Jordaniens 
Hauptstadt hatte Bundesaußenminister 
Heiko Maas (SPD) zu Jahresbeginn be-
tont, dass Berlin an der »nuklearen Teil-
habe« der NATO-Kriegsallianz festhält. 
Deutschland sei ein Träger dieses Teils 
der atomaren Abschreckung, »und wir 
wollen das auch bleiben«, hatte Maas 

laut Bericht der FAZ vom 6. Januar er-
klärt.

Derweil bot Russland dem neuen 
US-Präsidenten Joseph Biden eine 
Verlängerung des letzten großen Ab-
rüstungsabkommens an. »Wir vertrau-
en darauf, dass die neue US-Regierung 
im Dialog mit uns eine konstruktivere 
Haltung einnehmen wird«, teilte das 
Außenministerium in Moskau unmit-
telbar nach Bidens Vereidigung am 
Mittwoch abend mit. So sollte der Start-
Vertrag zur Begrenzung der jeweiligen 
Nukleararsenale um fünf Jahre ohne 
Vorbedingungen verlängert werden. 
Das Kontrollabkommen »Open Skies« 
haben diese allerdings verlassen.

Berlin beharrt auf Bombe

Eifer im Oval Office

WWW.JUNGEWELT.DE

Mehr als 30 Tote nach Anschlag in Bagdad

Bagdad. Bei einem schweren An-schlag in Bagdad sind Dutzende Menschen getötet oder verletzt worden. Nach Angaben von Ge-sundheitsminister Hassan  Al-Tamimi kamen mindestens 32 Menschen ums Leben, als sich zwei Selbstmordattentäter am Don-nerstag morgen auf einem großen Altkleidermarkt im Zentrum der irakischen Hauptstadt in die Luft sprengten. Mindestens 110 weitere Menschen wurden demnach ver-letzt. Es war der schwerste An-schlag in Bagdad seit drei Jahren. Nach Angaben eines Sprechers des Innenministeriums sprengte sich zunächst ein Mann inmitten von Händlern und Kunden auf dem Markt in die Luft. Nachdem zahl-reiche Menschen herbeigeströmt waren, um den Opfern zu helfen, zündete ein zweiter Attentäter seinen Sprengstoffgürtel. Bis jW-Redaktionsschluss bekannte sich niemand zu dem Anschlag.  (AFP/jW)

Nord Stream 2: Keine  US-Sanktionen gegen BRDSchwerin. Häfen und Firmen in Mecklenburg-Vorpommern sind laut zuständigem Landesministe-rium nicht direkt von den neuen US-Sanktionen gegen Nord Stream 2 betroffen. Die mittlerweile abge-löste Regierung von US-Präsident Donald Trump hatte am Dienstag eine russische Firma bestraft und deren Verlegeschiff »Fortuna« als »blockiertes Eigentum« eingestuft. Es war das erste Mal, dass Wa-shington auf Grundlage der Sank-tionsgesetze gegen Nord Stream 2 ein Unternehmen wegen der Be-teiligung am Bau der deutsch-rus-sischen Gaspipeline bestraft hat. Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) will mit der neuen US-Re-gierung über das Pipelineprojekt sprechen. Ihre Grundeinstellung zu Nord Stream 2 habe sich aber »noch nicht dahingehend verändert (…), dass ich sage, das Projekt soll es nicht geben«, betonte sie am Donnerstag.  
(dpa/jW)

Maschinen für den Atomkrieg: »Eurofighter«-Kampfjet (Nörvenich, 20.8.2020)
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UN-Vertrag für Verbot nuklearer Massenvernichtungswaffen tritt in Kraft, von mehr als 

50 Staaten ratifiziert. BRD verweigert Unterschrift. Von Marc Bebenroth

US-Präsident Biden macht mehrere Entscheidungen von Amtsvorgänger Trump rückgängig

Nach seiner Amtseinführung gibt sich der neue US-Präsi-dent Joseph Biden voller Ta-
tendrang. Noch am Mittwoch (Ortszeit) 
machte er eine Reihe von Entscheidun-
gen seines Amtsvorgängers Donald 
Trump rückgängig.So unterschrieb er ein Schriftstück 

an die Vereinten Nationen, in dem er 
um die Wiederaufnahme seines Landes 
in das Pariser Klimaschutzabkommen 
bittet. Der Wiedereinstieg der USA tritt 
30 Tage nach Eingang des Schreibens 
bei der UNO in Kraft. Ende Novem-
ber waren die USA offiziell aus dem 

Abkommen ausgeschieden – ein Jahr 
nach der formellen Austrittserklärung 
von Trump.

Biden unterzeichnete im Oval Of-
fice auch ein Dekret zur Wiederauf-
nahme der US-Zusammenarbeit mit der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO). 
Trump hatte den Ausstieg seines Lan-
des aus der Organisation unter dem 
Vorwurf, diese stehe unter dem Ein-
fluss Chinas, eingeleitet. Bereits am 
Donnerstag nahm US-Chefvirologe 
Anthony Fauci an einer Sitzung des 
WHO-Exekutivrats teil und erklärte, 
die USA würden ihren finanziellen Ver-

pflichtungen fortan nachkommen.Zudem hob der neue US-Präsident 
das von Trump verfügte Einreiseverbot 
für Menschen aus mehreren mehrheit-
lich von Muslimen bewohnten Ländern 
auf. Fortan bestehen keine Visasperren 
für die betroffenen Staaten mehr. Trump 
hatte das Einreiseverbot in seiner ersten 
Form im Jahr 2017 nur eine Woche nach 
seinem Amtsantritt verhängt.Auch die Finanzierung des von 

Trump vorangetriebenen Baus einer 
Mauer an der Grenze zu Mexiko setzte 
Biden aus. Die Sprecherin des Weißen 
Hauses, Jennifer Psaki, sagte am Mitt-

woch abend, der Präsident habe eine 
entsprechende Verfügung unterzeich-
net, die mit sofortiger Wirkung in Kraft 
trete. Damit werde eine Notstandserklä-
rung Trumps aufgehoben, die Grund-
lage für die Finanzierung des Baus war.Derweil bestätigte der US-Senat 

noch am Mittwoch abend die von Bi-
den nominierte Geheimdienstkoor-
dinatorin Avril Haines im Amt – als 
erstes zukünftiges Regierungsmitglied. 
Die frühere Vizechefin des Auslands-
geheimdienstes CIA koordiniert fortan 
die Arbeit der Nachrichtendienste des 
Landes. 

 (AFP/dpa/jW)

wird herausgegeben von  2.464 Genossinnen und  Genossen (Stand 21.12.2020)n www.jungewelt.de/lpg
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GegenkulturEr erkannte früh, dass die Arbeiter-klasse ihre Kämpfe nicht gewinnen kann, wenn sie diese ausschließlich auf dem Feld der Ökonomie führt. Vor 130 Jahren wurde der italieni-sche Kommunist Antonio Gramsci  geboren. Von Sabine Kebir
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Naher Osten
Lesen Sie darin unter anderem: »Das Recht auf Rückkehr ist uns heilig.« Über die historische Nakba und 
den Aufstand vom 7. Oktober. Ein Gespräch mit Salman Abu Sitta | Das Religiöse als Hebel »legitimer« 
Machtkämpfe. Über das ethnische Ressentiment in Israel. Von Moshe Zuckerman | Der UN-Teilungsplan und 
die »Welt« von 1947. Von Knut Mellenthin | Von Irgun bis »Where is Daddy?« Palästina als Testgrund für 
den militärisch-industriellen Komplex. Von Jakob Reimann
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Wir klagen an:  
Die Palästinenser:innen  
erleiden einen Völkermord.

Israel vernichtet Gaza und sei-
ne Bevölkerung. Mehr als 
40.000  Palästinenser:innen wurden bis 
Ende März durch das israelische Militär 
getötet. In Gaza starben seit Oktober 
2023 mehr Kinder als in allen weltweiten 
Konflikten von 2019 bis 2022. Fast alle 
Bewohner:innen Gazas wurden aus ih-
ren Wohnorten vertrieben. Mehr als eine 
Million Menschen leiden an schwerem 
Hunger. Der Zugang zu sauberem Trink-
wasser und Medizin ist unterbrochen. 
Infrastruktur, Krankenhäuser, Universi-
täten, Schulen, Verwaltungsgebäude und 
Wohnblocks wurden zerbombt.

Die Ermordung Zehntausender und 
die Vertreibung Hunderttausender kons-
tituieren einen Genozid. Die israelische 
Kriegführung zielt auf die Zerstörung 
der palästinensischen Nation und darauf, 
deren mit der Nakba 1948 begonnene 
Vertreibung aus Palästina zu vollenden 
und zur Flucht nach Ägypten oder in an-
dere Länder zu zwingen.

Die Bundesregierung leistet 
Beihilfe zum Völkermord.
Deutschland ist der zweitwichtigste Waf-
fenlieferant für den Genozid. Seit Ok-
tober 2023 verzehnfachte der Bundessi-
cherheitsrat, bestehend aus Olaf Scholz, 
Wolfgang Schmidt, Annalena Baerbock, 
Boris Pistorius, Christian Lindner, Nan-
cy Faeser, Marco Buschmann, Robert 
Habeck und Svenja Schulze, sowie sei-
nen Beisitzern Carsten Breuer, Dörte 
Dinger, Steffen Hebestreit und Günter 
Sautter die Waffenlieferungen an Israel.

Deutschland leugnet den Genozid. 
Nach der Entscheidung des Internatio-
nalen Gerichtshofes, der Anzeichen für 
genozidale Bestrebungen seitens des is-
raelischen Staates sah, war es Vizekanz-
ler Robert Habeck, der erklärte, dass der 
Vorwurf des Völkermordes »jeglicher 
Grundlage entbehre«. Die Mehrheit der 
privaten und öffentlich-rechtlichen Ra-
dio- und Fernsehsender, als auch deut-
scher Zeitungen beteiligt sich an einer 
Desinformationskampagne.

Deutschland unterstützt die genozi-
dale Hungerpolitik der israelischen Re-
gierung. Während sich bereits im Januar 
2024 die Hungersnot in Gaza ausbrei-
tete, erklärte die Ministerin für Zusam-
menarbeit Svenja Schulze, die humani-
täre Unterstützung Deutschlands an die 
Palästinenser:innen und die UNRWA 
einzustellen. Die westliche »Notversor-
gung« durch eine Luftbrücke und auf 
dem Seeweg fungieren letztlich als hu-
manitäre Flankendeckung für den Krieg.

Die Versammlungsfreiheit, die Or-
ganisationsfreiheit, die Freiheit von 
Presse und Wissenschaft werden einge-
schränkt, um Proteste für einen Waffen-
stillstand zum Schweigen zu bringen. 
Dies geschieht durch Verordnungen der 
Innenminister. Es geschieht auch mit der 
Unterstützung regionaler und lokaler 
Politiker:innen, sowie der bereitwilligen 
Ausführung deutscher Polizist:innen und 
Verwaltungsbeamt:innen. Dass viele die-
ser Verordnungen »legal« sind, zeigt, 
wie groß der repressive und antidemo-
kratische Spielraum in Deutschland be-
reits seit Jahrzehnten ist. Heute werden 

Gesetze in Bundes- und Landesparla-
menten debattiert, die fundamentale de-
mokratische Rechte für jede und jeden 
dauerhaft und tiefgreifend einschränken 
werden.

Nie wieder für alle.
Der Genozid in Gaza stellt daher ähn-
lich wie der Vietnamkrieg eine Zäsur 
in Deutschland dar. Die Regierung un-
terstützt schamlos und vor der Welt-
öffentlichkeit einen Völkermord. Der 
Lärm der Bombardements in Palästina 
wird nur durch das Verharmlosen, ja das 
vielfach dröhnende Schweigen zu den 
Kriegsverbrechen übertroffen. Deutsche 
Politiker:innen bemühen eine zynische 
Neuinterpretation der Geschichte und 
rechtfertigen im Namen des »Nie Wie-
der« ihre Unterstützung eines Genozids.

Wer mit der Tötung von israelischen 
Zivilist:innen am 07. Oktober die Zer-
störung und Ermordung der gesamten 
palästinensischen Zivilisation in Gaza 
rechtfertigt, begräbt auch jeden An-
spruch auf Menschlichkeit und Demo-
kratie. Die deutsche Regierung ver-
sucht, diesen Genozid mit dem Recht 
auf »Selbstverteidigung« zu rechtferti-
gen. Gleichzeitig spricht sie allerdings 
den Palästinenser:innen, die seit 76 Jah-
ren Entrechtung und Vertreibung erle-
ben, jedwedes Recht ab. Diese werden 
vielmehr rassistisch diffamiert, Protest 
wird unter den Generalverdacht des 
»importierten Antisemitismus« gestellt. 
Hinter dieser Hetze und Diffamierung 
steht ähnlich wie zu Zeiten des Viet-
namkriegs kalte geostrategische Berech-
nung, insbesondere des deutschen und 
US-amerikanischen Imperialismus. In 
solchen Berechnungen gelten nicht alle 
Menschenleben gleichviel. Wir stellen 
uns gegen diese Entmenschlichung und 
die hinter ihnen stehenden Interessen.

Die Versammlungsfreiheit, die Or-
ganisationsfreiheit, die Freiheit von 
Presse und Wissenschaft werden ein-
geschränkt, um Protestrufe nach einem 
Waffenstillstand zum Schweigen zu 
bringen. Dies geschieht durch Verord-
nungen des Bundes- und der Landesin-
nenministerien. Es geschieht auch mit 
der Unterstützung regionaler und lokaler 
Politiker:innen sowie der bereitwilligen 
Ausführung deutscher Polizist:innen und 
Verwaltungsbeamt:innen. Dass viele die-
ser repressiven Verordnungen tatsächlich 
»legal« sind, zeigt, wie groß der repres-
sive und antidemokratische Spielraum in 
Deutschland bereits seit Jahrzehnten ist. 
Heute werden Gesetze in Bundes- und 
Landesparlamenten debattiert, die fun-
damentale demokratische Rechte für je-
de und jeden dauerhaft und tiefgreifend 
einschränken werden. 

Widerstand ist gerechtfertigt
Wir, die Teilnehmer:innen des Palästina-
Kongresses erklären unseren Widerstand 
gegen diese aggressive und verbrecheri-
sche Politik. Wir verpflichten uns, alles 
in unserer Macht Stehende zu tun, um die 
Vollendung des palästinensischen Geno-
zids und damit eines weiteren Genozids 
unter deutscher Beihilfe zu verhindern.

Wir erklären, die Namen der Verant-
wortlichen deutschen Entscheidungs
träger:innen nie zu vergessen. Ihre 
Schuld ist nicht reinzuwaschen. Heute 

klagen wir sie moralisch an. Doch wir 
werden nie ruhen, bis sie zur Rechen-
schaft gezogen wurden.

Wir wissen, dass eine Mehrheit der 
deutschen Bevölkerung die Waffenliefe-
rungen an Israel und die Kriegstreibe-
rei der Regierung ablehnt. Trotz Lügen, 
Diffamierung und Hetze wird mehr und 
mehr Menschen bewusst, dass die Politik 
der deutschen Regierung zum Völker-
mord und zur Vertreibung von Millio-
nen Menschen führt. Wir wenden uns an 
diese Menschen, unsere Kolleg:innen, 
Nachbar:innen, Mitschüler:innen: Erhe-
ben wir uns gemeinsam, damit der Geno-
zid gestoppt wird, damit die Menschen 
Gazas, die Menschen Palästinas leben 
können. Durchbrecht gemeinsam mit uns 
das Schweigen und erhebt diese Forde-
rungen. Schließt euch unserer Bewegung 
gegen Genozid und Krieg an.

Vereinen wir unsere Kräfte mit den 
Palästinenerser:innen, die für ihre Frei-
heit kämpfen und mit der internationalen 
Bewegung gegen den Genozid. Schließen 
wir uns Millionen von Menschen an, die 
weltweit auf die Straße gehen, um ihre 
Regierungen unter Druck zu setzen. Ver-
einen wir unsere Kräfte mit den Protesten 
von Arbeiter:innen in Katalonien, Italien, 
Belgien und Indien, die sich geweigert 
haben, an Flughäfen und Häfen Kriegs-
geräte zu beladen. Vereinen wir unsere 
Kräfte mit den Aktivist:innen, die in Eng-
land Blockaden und Besetzungsaktionen 
gegen die britische und israelische Rüs-
tungsindustrie organisiert haben.

Unser Kampf für die Lebenden, 
für die Befreiung und 
Selbstbestimmung Palästinas!
–	 Sofortiger Waffenstillstand, sofortiger 

Rückzug der israelischen Armee 

–	 Vollständige Aufarbeitung aller be-
gangener Kriegsverbrechen.

–	 Sofortige Aufhebung jeglicher Be-
schränkungen humanitärer Hilfe nach 
Gaza und die volle Ausfinanzierung 
der UNRWA.

–	 Sofortige Öffnung aller Grenzüber-
gänge von Rafah bis Allenby. Reißt die 
Apartheidsmauern ein.

–	 Vollständige Reparationen Israels, 
Deutschlands und weiterer Verbünde-
ter an das palästinensische Volk.

–	 Sofortige Einstellung jeglicher militä-
rischer, diplomatischer und wirtschaft-
licher Unterstützung Israels durch den 
deutschen Staat sowie ein umfassen-
des Militärembargo.

–	 Sofortiger Rückzug der Bundeswehr, 
der US-Armee und aller NATO-Trup-
pen aus dem Roten Meer und dem 
Nahen Osten! Nein zu Aufrüstung und 
Sondervermögen der Bundeswehr für 
den Krieg!

–	 Nein zu der Verwendung der zionisti-
schen IHRA-Definition durch jegliche 
Institutionen oder staatliche Behör-
den, nein zur Legitimierung des Geno-
zids im Schulunterricht. Stoppt die Ex-
matrikulation von Studierenden und 
Entlassungen von Lohnabhängigen, 
die sich mit Palästina solidarisieren!

–	 Schluss mit der Kriminalisierung und 
Repressionen der Palästina-Solida-
ritätsbewegung in Deutschland. So-
fortiger Stopp jeder Kriminalisierung 
palästinensischer Organisationen und 
Individuen sowie aller Abschiebun-
gen. Öffnung der Grenzen und Auf-
nahme aller Geflüchteten bei vollem 
Recht auf Wohnen, Bildung und Ar-
beit.

–	 Durchsetzung des Rückkehrrechts der 
palästinensischen Geflüchteten sowie 
Ende des seit über 76 Jahren andau-
ernden zionistischen Siedlerkolonia-
lismus und ethnischer Säuberung des 
gesamten besetzten Palästinas.

Wir rufen dazu auf, diese Forde-
rungen in Vereinen, Parteigliede-
rungen, Gewerkschaften, Betriebs-
versammlungen, Studierenden- und 
Schüler:innenvertretungen, in Kollekti-
ven und Clubs einzubringen, zu diskutie-
ren und zu unterstützen.

Denn die Verantwortung liegt bei uns. 
Zur Verwirklichung dieser Ziele rufen 
wir zu einer breiten Kampagne von Boy-
kott, Desinvestitionen und Sanktionen 
gegen den israelischen Staat in Deutsch-
land auf. Wir fordern die Offenlegung al-
ler Geschäftsbeziehungen und Verträge 
deutscher Unternehmen mit Israel!

Wir rufen Gewerkschaften, Beschäftigte 
und die Bevölkerung dazu auf, Waffen-
lieferungen aus Deutschland zu stop-
pen. Wir fordern die Gewerkschaften 
auf, dem Aufruf ihrer palästinensischen 
Schwesterorganisationen zu folgen und 
eine international koordinierte Kampa-
gne gegen das Morden zu organisieren. 
Jegliche Rechtfertigung und Unterstüt-
zung des Genozids in jedweder Form 
sind durch Streiks, Blockaden, Besetzun-
gen oder zivilen Ungehorsam zu stop-
pen.

Beteiligt euch an der bundesweiten Ak-
tionswoche vom 15.–22. April anlässlich 
des Tages der palästinensischen Gefange-
nen. Heute hält der israelische Staat weit 
über 10.000 palästinensische Menschen, 
darunter viele Minderjährige, im Verstoß 
gegen internationales Recht und Kriegs-
recht als Geiseln.

Mobilisiert und organisiert gemeinsam 
mit uns zentrale Großdemonstrationen 
am 15. und 18. Mai in Berlin, Hamburg, 
Frankfurt am Main und weiteren Städten. 
Wir rufen euch auf, die europaweite Nak-
ba-Demonstration am 19. Mai in Brüssel 
zu unterstützen. Lasst uns anlässlich des 
76.  Jahrestages der Nakba, der Vertrei-
bung des palästinensischen Volkes aus ih-
ren Heimstätten und Dörfern, bundesweit 
und international koordiniert ein Zeichen 
gegen Genozid, Vertreibung und Spaltung 
setzen.

Denn wir, palästinensische und jüdische, 
deutsche und internationale Stimmen 
wissen: Frieden kann es nur auf Basis 
von Gleichheit und Gerechtigkeit herr-
schen, nur wenn die Unterdrückung der 
Palästinenser:innen voll und ganz been-
det ist. Wir kämpfen für ein Ende des 
zionistischen Siedlerkolonialismus und 
seiner Apartheidpolitik vom Jordanfluss 
bis zum Mittelmeer, einschließlich des 
Rückkehrrechts aller palästinensischen 
Geflüchteten.

»Die Bundesregierung leistet 
Beihilfe zum Völkermord«
Resolution des Berliner Palästina-Kongresses vom 14. April 2024

palaestinakongress.de


